
111. Typen moderner Demokratie 

Modeme Demokratien können in mehrfacher Hinsicht voneinander unterschie­
den werd~ wobei sich die verschiedenen Typen, wie die folgenden Darstellun­
gen im Einzelnen zeigen, nicht durchweg gegenseitig ausschließen müssen. Bei 
den meisten dieser Unterscheidungen geht es auch nicht vo~ vomherein um 
mehr oder weniger Demokratie, sondern zunächst lediglich um unterschiedliche 
Wege der praktischen Organisation politischer Gleichheit. Eine Ausnahme ma­
chen jedoch die beiden Unterscheidungen zwischen Libertärer vs. Sozialer De­
mokratie und Defekter vs. I<onsoliderter Demokratie, bei denen es im Hinblick 
auf die Geltung der universellen GIUnch·echte tatsächlich um einen qualitativen 
Unterschied geht. 

10 Republikanische, liberale und deliberative Demokratie 

Unter den vielfältigen Möglichkeiten, Demokratie zu verstehen und zu konzep­
tualisieren hat die von Jürge11 Hnben11as vorgeschlagene Differenzierung einer 
republikanischen, einer liberalen und einer deliberativen Variante einen gut be­
gründeten Platz. Diese Differenzierw1g bezieht sich nicht in erster Linie auf das 
institutionelle Arrangement demokratischer Organisation. Sie orientiert sich viel 
mehr a:n den Modi der Integration, durch die aus den vielen Einzelinteressen 
demokratischer Gesellschaften die Einheit staatlicher Willensbildung hervorge­
hen kann. Das führt dann unter anderem auch zu institutionellen Anforderun­
gen, insbesondere solche in den Bereichen der Zivilgesellschaft und der politi­
sdlen Öffentlichkeit. Der Ausgangspunkt dabei ist jedoch eine spezifische Ver­
bindung von demokratischer Kultur, öffentlicher KommWlikation und politi­
sdlen Partizipationscha:ncen. 

Liberale Demokratie 
Im Modell der libernle11 Demokratie orientiert sich der demokratische Prozess im 
Wesentlichen an der Vermittlung individueller Pa:rtikularinteressen,- die in der 
sozial-öl<onomischen und gesellschaftlichen Sphäre gebildet und als harb1äckige 
Anforderungen aJ.'I staatliches Handeh1 il1 den politischen Raum hinein getragen 
werden. Es sind in erster Lil1ie Vereine und Verbände sowie auf nächst höherer 
Aggregationsstufe die politischen Parteien, in denen sich die Vielfalt der partiku-
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lären Interessen organisiert und ins politische System hinein vermittelt. Dabei 
muss es sich keineswegs ausschließlid1 oder in erster Linie um soziale und öko­
nomische Interessen handeln, auch regionale oder kulturelle Interessen sowie 
Wertorientierungen können als Grundlage partikulärer Interessensstrategien 
wirksam werden. 

Der Anspruch einer liberalen Demokratie beschränkt sich nun angesichts 
dieser Sachlage l~diglich darauf, der Vielfalt dieser Interessen einen angemesse­
nen Raum der Selbstentfaltung und Präsentation zu bieten sowie Institutionen 
bereit zu stellen, in denen sich die partikulären Interessen vermitteln können. Der 
politische Pluralismus, der sich daraus ergibt, kann dann auf untersd1iedlichen 
Wegen der Aggregation von Interess~ der Kompromissbildung und der Mehr­
heitsentscheiduns die Integration der vorgegeben Vielfalt zur Einheit einer 
Staatswillensbildung bewirken. Letztlich geht es dabei aber immer darum, dass 
sich diese Interessen in ilirer Legitimität und ihrem vorpolitischem UrspiUng nur 
auf äußerliche Weise vermitteln lassen, und nicht in eine neue, übergreifende, 
politische Gemeinsamkeit aufgelöst werden kö1U1en. 

Das Paradigma der zu diesem Modell gehörigen Interessensvermittlung ist 
der Lobbyismus. Jedes dieser partikulären Interessen versucht jeweils für sich ein 
Maximum an Einfluss auf die staatlid1en Entscheidungsorgane zu gewinnen, 
ohne die Legitimität der anderen in Frage zu stellen, aber auch ohne die Verstän­
digung mit ihnen im zivilgesellschaftlichen oder öffentlichen Raum zu sud1en. 
Der Prozess des Aushandelns, der Kompromissbildung, der Selektion oder der 
Zusammenführung bleibt diesen in der Privatsphäre wurzelnden Interessen 
letztendlich äußerlich und der politische Prozess ist nicht dazu entworfen, die der 
politischen Sphäre äußerlichen Interessen zu transformier~ · sondern lediglich 
sie zu sortieren, zu selektieren und in unterschiedlichem Grade zu berücksichti­
gen. 

Das liberale Demokratiemodell bedarf folglich neben den Institutionen, die 
die Grundrechte und den politischen Pluralismus sichern sowie die Einflusschan­
cen der unterschiedlichen Interessen auf den politischen Prozess und die staatli­
che Willensbildung gewährleisten, lediglich einer informativen Öffentlichkeit, die 
umfassende Transparenz schafft. Der zugehörige Typ von Öffentlichkeit muss 
sicher stellen, dass alle gesellschaftlidlen Interessen Zutritt zur Darstellung il'lfer 
Ziele im politischen Raum finden und alle Staatsbürger und politischen Akteure 
einen möglichst vollständigen Überblick über sie gewinnen können. Über eine 
solche Maximierung der Informativität hinaus folgen aus dem Modell keine wei­
teren Anforderungen an Orgru.Usation und Fw'lktion der politischen Öffentlich­
keit. 

i 
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Im Grenzfall ist Demokratie schon dann in einem für die normativen An­
sprüche dieses Modells ausreichendem Maß gewährleistet, wenn die Wahlbürger 
in die Lage versetzt werden, die Vielfalt der dargestellten Interessen und politi­
schen Handlungsprogramme zu scannen, um nach den Gesichtspunkten der 
Nähe oder Feme zu den entsprechenden Interessen ihre eigenen Entscheidungen 
zu treffen. Gleichzeitig muss es den unte.rschiedlichen Akteuren erlaubt sein, auf 
allen Ebenen an die politischen Entscheidungsträger heran zu treten, um für ihre 
Interessen und deren vem1eintliche oder tatsächliche Rolle für das Gerneinwohl 
zu werben oder auch Druck zu erzeugen. 

Dieses Demokratiemodell e1~tstammt der auf John Locke zurück gehenden 
liberalen T1·adition der politischen Philosophie. Es liegt den modernen Pluralis­
mustheorien zugrunde tmd ist eine der Wurzeln der "realistischen" Demokratie­
theorie. 

Republikallische Demokratie 
Das x·epublikanische Modell der Demokratie geht auf die Vorstellw1g Rousseaus 
zul'ikk, dass die politischen Tugenden der Bürger, wenn sie in ausreichendem 
Maße entwickelt sind, eine Konvergenz ihres politischen Willens sicher stellen. 
Im Maße wie ihr I-landein durch öffentliche Bürgertugenden bestimmt wird, 
katm sich ein einheitlicher politischer Wille aller Bürgerinnen und Bürger ausbil­
den. Die Republik ist das allen gemeinsau1e öffentliche Projekt, das private Parti­
kularinteressen hinter sich lässt. Als Staatsbürger unterscheiden sich die Perso­
nen substanziell von iltrem gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Rollenver­
ständnis. Während sie im gesellschaftlichen Raum tatsächlich in hohem Maße 
den Beschränkungen ilires jeweils partikulären Positionsinteresses unterworfen 
bleiben und in der Konkurrenz mit vielen anderen in fortwährende Durchset­
zungskämpfe verstrickt sind, betreten sie den öffentlichen Raum der Demokratie 
durch die Staatsbürgertugenden geläutert mit dem festen Willen, in dieser öffent­
lichen Sphäre nur das zur Geltung zu bringen, worin sie mit allen andem Staats­
bürgern i.ibereinstin1men, nämlich das Wohl des Gemeinwesens. 

Die Tugend der Gemeinwohlorientienmg konstituiert die Staatsbürgerrolle 
und den Willen eines jeden, politisch nur das zu wollen, was als allgemeines 
Wohl von allen Anderen ohne Einscltränkungen gleichermaßen gewollt werden 
krum und soll. Im Gegensatz zu autoritären oder totalitären Modellen, in denen 
eine solche Einheit letztlicl1 aus einer selbst wiederum nur partikulären Sicht der 
Herrschenden allen andem äußerlich nur zugemutet oder aufgezwungen wu·d, 
setzt der demokratiscl1e Republikanismus voraus, dass sich die Konvergenz des 
Willens aller Staatsbürger im Ral1men eines verbrieften Schutzes ihrer Gnmd-
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rechte und einer freien Öffentlichkeit zwanglos ergibt. Die Tugendhaltwlg selbst 
ist dabei weniger ein Kommunikationsprodukt als vielmehr eine Voraussetzung 
der politischen Integration, die die Bürger als Individuen von Hause aus mitbrin­
gen. Sie zeigt sich im öffentlichen Raum eher als das sie dort erst entstünde. Es 
handelt sich um die Bereitschaft aller, eine bestimmte Rolle einzunehmen, von 
der sie wissen, dass sie für das von allen geteilte Gemeinwesen zur Erfüllung 
seiner Zwecke nötig und für sie selber gut ist. 

Das republikanische Demokratiemodell stellt die Gnmdrechte und Instituti­
onen der Mehrheitsbildung bereit sowie eine freie Öffentlichkeit, erwartet aber, 
dass sich die Konvergenz der von ihren Bürger~genden geleiteten Personen in 
diesem Rahmen ohne weitere Vorkehrungen zwmglos einstellt. 

Diese Theorietradition, die letztlicl1 im antiken Demokratiemodell wurzelt, 
hat einen unterscl1iedlich starken Einfluss auf fast alle Varimten demokratischen 
Denkens, jedoch mit der klaren Ausnahme der "realistischen" Schule, insbeson­
dere der ökonomiscl1en Demokratietl1eorie. 

Deliberative Demokratie 
Die deliberative Demokratie verbindet in gewisser Weise Elemente der beiden 
anderen Modelle und führt sie einen Schritt weiter. Sie rechnet damit, dass die 
Bürger mit iliren jeweiligen sozialen, kulturellen und ökonomischen Interessen in 
die politische Sphäre eintreten, aber mit der staatsbürgerlicl1en Bereitschaft in 
einem Prozess der öffentlichen Deliberation illre eigenen Interessen in dem Maße 
zur Disposition zu stellen, wie dies durch gute Gründe im Interesse des Gemein­
wohls nahe gelegt wird. Angestrebt wird von allen eine Verständigung über die 
gemeinsamen Angelegenheiten auf dem Wege einer argumentativen Beratung. 

Die eigenen Interessen werden in der Perspektive dieses Modells nicht beim 
Eintritt in die öffentliche Sphäre einfach bei Seite gelegt, um einer ganz anderen 
Art von Handlungsorientierung zu weichen. Unter dem Gewicht der Überzeu­
gungskraft öffentlicher Argument~ zugunsten bestimmter politischer Institutio­
nen oder Handlungsprogramme und im Hinblick auf die von allen Bürgerinnen 
und Bürgern geteilte Orientierung an der Geltung der Norm der Gerechtigkeit 
treten aber die Bürger mit der Bereitschaft in den öffentlichen Deliberationspro­
zess ein, sich von besseren Überzeugungen in ihrer politischen Willensbildung 
beeinflussen zu lassen. Dan1it wird der öffentliche Raum zu einem Forum, auf 
dem sich stets auch, aber nie nur an ihrem eigenen Interesse orientierte Bürger 
darauf einlassen, n1it allen anderen kooperativ nacl1 denjenigen Lösungen politi­
scher Probleme zu sucl1en, die im Hinblick auf die Maßstäbe der Gerechtigkeit 
die größte Überzeugungskraft entfalten. Dabei können sie ei·warten, dass ihre 
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eigenen Interessen in dem von allen gemeinten Gerechtigkeitskon~pt auf ihre 
Weise aufgehoben sind, die Übernahme einer moralisch politischen Perspektive 
also nicht den Verzicht auf die eigenen Interessen verlangt, sondern lediglich die 
Bereitschaft, diese im Licht der öffentlichen Argumentation gemeinwohlorientiert 
zu transfomrieren, soweit dies notwendig erscheint. 

Das Modell der deliberativen Demokratie basiert auf der Prämisse, dass sich 
die Staatsbürger letztlich unter dem Gesichtspunkt der Gerechtigkeit immer auf 
ein gemeinsames Verständnis gerechten, politischenHandelnseinigen könnten, 
sofern ihnen die Gelegenheit und die Zeit zu einem unbegrenzten Austausch der 
Argumente zur Verfügung stünden. Mehrheitsentscheidung und Kompromisse 
erscheinen unter diesen Umständen lediglich als Hilfsrnittet die dort nötig wer­
den, wo die Bedingungen einer ausreichenden Deliberation nicht erfüllt werden 
köruten. Gleichwohl müssen politische Integrationsprozesse immer so angelegt 
sein, dass sie auf die deliberative Verständigung abzielen und die größtmögli· 
chen A.nstrengwtgen unternehmen, sie auch zu erreichen. 

Wie die anderen Modelle setzt die deliberative Demokratie die Geltung der 
Grundrechte und de1· Institutionen demokratischer Mehrheitsbildung voraus. Sie 
hat dabei eine besondere Nähe zu den sozialen tmd ökonomischen Grundrech­
ten. I-lohe Ansprüche stellt das Modell freilich im Bereich der Öffentlichkeit. Es 
verlangt eine öffentliche Kommunikationsstruktur und -kultur, die nicht nur auf 
die Wormation über wtterschiedliche politische Positionen Wld Interessen bezo­
gen ist, sondern argumentative VerständigWlgsprozesse ermöglicht Wld fördert. 
Dies erfordert in modernen Gesellschaften ein Mediensystem Wld eine Medien­
kultur, in denen die argumentativen Qualitätsmedien dominieren und eine zivil­
gesellschaftlidte Öffentlidtkeit die in der Lage ist, argumentationsorientierte 
Diskussionsforen gesellschaftsweit zur VerfügWlg zu stellen Wld darüber hinaus 
die Defizite der medialen Öffentlichkeit aufzufangen und zu kompensieren. 

Das deliberative Demokratiemodell geht auf den aristotelischen Begriff des 
Politischen als einem Verständigtmgsprozess zurück, der durch eine von allen 
Bürgern geteilte Ethik tmd Argumentationsfähigkeit ermöglicht wird. Es rückt 
die Prozeduren tmd Voraussetzungen dieses Prozesses in den Mittelpunkt. In der 
modernen, vor allem von Jürgen Habermas vertretenen, FasSWlg wird auf die 
Annahme verzichtet, eine der Deliberation voraus liegende substantielle Ethik sei 
die Bedingwtg gelingender VerständigWlg. Im Einklang mit den Annahmen der 
Diskursethik gelten die gemeu1samen ethischen Überzeugungen der Bürger 
vielmeh1· ihrerseits als Resultate eines herrsdtaftsfreien Diskurses. Der erkennba­
re Idealismus dieses Modells hat die kritisd1e Funktion, die tatsächlichen öffentli­
chen Diskurse il1 den jeweils empirisch gegeben politischen Öffentlichkeiten 
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immer wieder den gerechtfertigten Maßstäben anzunähern. Diese sind "kontra­
faktisch" in dem Sinne, das sie beim Argumentieren von allen Beteiligten not­
wendigerweise immer schon vorausgesetzt werden müssen, um überhaupt sinn­
voll rnite.inander reden zu können, auch wenn in der Argumentationspraxis in 
wechselndem Ausmaß von ihnen abgewichen wird. 

Aktuelle Bedeutung 
In der modernen Demokratietheorie spielen alle drei Verständnisarten der De­
mokratie eine Rolle. Das gilt nicht nur in dem Sinne, dass ihnen jeweils bestimm· 
te Theorieansätze spezifisch entsprechen. In manchen von ihnen, etwa der parti­
zipativen Demokratietheorie, gehen sie eine gewisse Verbindung miteinander 
ein. Auch in der Praxis der Demokratie spielen sie alle eine Rolle. Sowohl tmter 
den modernen Parteien wie auch bei den Akteuren der Bürgergesellschaft und im 
Bürgerbewusstsein sind sie anzutreffen. Sie sind aber nicht gleichwertig, derut 
zwischen ihnen bestehen eindeutige Asymmetrien. Audt der Prozess der politi­
schen Durchsetzung von Partikularinteresse11t wo er selbst schon als Erfüllw1g 
der demokl-atisdten Norm angesehen wird, setzt ein Mindestmaß an gemeinsa­
mem, "republikanischen" Bürgerbewusstsein voraus, das il1 Gestalt einer von 
allen geteilten politischen Kultur die Institutionen der Demokratie fWldieren 
muss, wo sie verlässlichen wirksam werden sollen. Eine demokratisd1e Öffent­
lichkeit, die sich nicht auf die Funktion eines reinen Wormationsmarktes be­
schränken lässt, sondern auf die Beeinflussung von politisd1er WillensbildWlg 
abzielt, kann nicht ~ die Normen deliberativer VerständigWlg anzuerken­
nen, da sie andernfalls in Widerspruch zu ihren eigene Zielen gerät. 
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11 Direkte w1d Repräsentative Demokratie 

Nachwirkung des antiken Begriffs 
Seit der Antike bis ins neunzehnte Jahrhundert hinein war der Begriff der Demo­
kratie gleichbedeutend mit direkter Demokratie. Das war einer der Gründe, wa­
rum er in den staatspolitischen Debatten, die sich im Zuge der Herausbildung 
moderner Gesellschaften ja altf die immer komplexer werdende Verhältnisse in 
größeren Flächestaaten einstellen mussten, allenfalls eine negative Rolle spielte. 
Die Auffasslmg, dass in der modernen Kultur nur noch solche politischen Ent­
scheidungen w1d Entscheidw1gsprozesse legitim sind, die die Menschenrechte 
als Handlw1gsbegrenzung Wld Handlungsziel respektieren und demokratische 
Entscheidungsverfahren anwenden, bei denen in letzter Instanz alle Entschei­
dungsbetroffenen das Red1t der Mitwirkung haben, setzte aber seit dem neun­
zehnten Jahrhundert die Suche nach einem zeitgemäßen Demokratieverständnis 
auf die Tagesordmmg. 

Das Prinzip der politischen Gleichheit, normativer Kern der Demokratie, 
ließ inuner schon Spieh·ätune der Interpretation und der Anwendung offen. Er­
messensspielräume ergeben sich schon bei den grundlegenden Fragen, wo im 
konkreten Einzelfall genau die Grenzlinie zwischen unterschiedlichen G!Wld­
rechten verläuft und wie groß die Beteiligung der Entscheidungsbetroffenen bei 
der Erörterung und bei der Festsetzung der politischen Entscheidung sein muss, 
um die demokratisdten Notmen als erfüllt ansehen zu können. Die Verfassung 
Athens im fünften vorchristlichen Jahrhundert kam dem Modell einer direkten 
Demokratie sehr nahe, in der das versammelte Volk in seiner Gesamtheit die 
maßgeblichen politischen Entscheidungen unmittelbar berät Wld fällt. Aber es 
handelte sich wn ein kleines Gemeinwesen, das nach dem Wort eines seiner 
maßgeblid1en Theoretikers, des Philosophen Aristoteles, nicht viel weiter reichte 
als die Stinu11e des Herolds, das also im Prinzip alle seine Bürger in die wichtigen 
Entscheidl.ul.gsprozesse clirekt einbeziehen konnte. 

h1 den griedusd1en Stadtstaaten der Antike mit ihrer überschaubaren Fläche 
und Bewolmerzahl wurde Demokratie zeitweilig in einer sehr unvermittelten 
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und direkten Form praktiziert. Die Vollversammlung der Staatsbürger entschied 
die wichtigsten Fragen, besetzte die entscheidenden Ämter und kontrollierte 
kontinuierlich die Amtsführung der Beamten. Jeder Staatsbürger konnte in einer 
solchen Verfassw1g jederzeit an der Kontrolle und in erheblichem Umfang auch 
an der AusübWlg politischer Hen·sd1aft teilnehmen. Darüber hinaus war durch 
das Losverfahren gewährleistet, dass jeder Bürger in ein Staatsamt delegiert wer­
den konnte. Aber selbst in diesem kleinflächigen Gemeinwesen mit höchst be­
grenzten Einwohnerzahlen (zumeist weniger als 200 000) galten lediglich die 
erwachsenen, freien, ortszugehörigen Männer als vollgültige Staatsbürger, so 
dass die geringe Zahl von etwa 20 000 mitentscheidungsfähiger Staatsbürger 
kaum je überschritten wurde. 

Aber schon die antike Demokratie wies auch zahlreiche Elemente der Reprä­
sentation, der Vertretung des Volkes durch Delegierte auf. Das galt in umfassen­
der Weise für die Besetzung der Gerichte und deren Beratungen sowie für sämtli­
che Verwaltungsämter. Darübe1· hinaus spielten Elemente der Repräsentation 
sogar bei der Entsendung von Bürgern in die Volksversammlung eine Rolle, aber 
sie blieben eng begrenzt. Immerhin war schon dieses Vorbild einer weitgehend 
direkten Demokratie bei Lichte besehen eine Mischform aus Elementen direkter 
und repräsentativer Demokratie. 

Zwei Traditionslinien 
In der neueren Geschichte der Demokratie und in einem gewissen Maße auch 
noch in den gegenwärtigen Kontroversen über sie hat die Entgegensetzung der 
beiden demokratiepolitischen Konzepte der direkten Wld repriise11tativen Demokra­
tie stets eine entscheidende Rolle gespielt. Sie lebt in ,den gegenwärtigen Konb:o­
versen über die Rolle der Zivilgesellschaft für die W ahrWlg und Erneue!Wlg der 
Demokratie im Zeitalter der Globalisi~!Wlg aufs Neue auf. Dabei kommen immer 
wieder in aktualisierter Lesart die großen Modelle aus der Ideengeschichte der 
Demokratie ins Spiel. 

Im achtzehnten Jahrhundert hat der schweizerische Staatsphilosoph J./. 
Rousseau (1712-1778) in einem leidenschaftlichen und kompromisslosen Plädoyer 
die Auffassung verfochten, dass jede Delegation des politischen Willens der Bür­
ger an Repräsentanten, die dann die politischen Entscheidungen über sie herbei­
führen, nicht nur eine Ausdünnung der demokratischen Normen sei, sondern 
ihre prinzipielle VerleugnWlg. Nur wenn in den Vollve!'sammlw1.gen aller Staats­
bürger die Beratungen und die Entscheidungen über alle wid1.tigen Angelegen­
heiten direkt erfolgen, sei der Einzelne wirklich an ilu1en beteiligt. Nur dann 
kann der gemeinsame Wille seinen angemessenen Ausdruck finden w1d aud1 nur 
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dann in der Gegenwart aller Entscheidungsbetroffenen authentisch hervortreten. 
Demokratie ist dieser Auffassung zufolge entweder direkte Demokratie oder sie 
bleibt eine täuschende Illusion. Repräsentation, auch wenn sie nach demokrati­
schem Wahlrecht erfolgt, sei immer ein Verrat an deJ.1 Prinzip~en der Demokratie. 

Diese Vorstelltmg war in hohem Maße durch die republikanische Auffas­
sung Rousseaus bedingt, dass es bei der demokratischen Willensbildung auf 
keinen Falle darum gehen könne, die zunächst zufällig bei den einzelnen Perso­
nen vorhandenen Einzelwillen zu addieren oder zu äußerlichen Kompromissen 
zusammen zu fassEm. Ein solcher Willen aller (volonte de tous) enthielt notwen­
digerweise eine hochgradige Beimischung von privaten Einzelinteressen und 
individuell beschränkten Sichtweisen. Erst im eigentlichen Gesamtwillen des 
Volkes (volonte generale), der bewusst auf das allen gemeinsame politisch­
ethische Gemeinschaftsinteresse gerichtet war, erfüllte sich der demokratische 
Anspruch. Dieser Läuterw1gsprozess aber setzt eine Verständigung in Anwesen­
heit allet· Betroffenen voraus. 

Rousseaus Position war gänzlich durch sein republikanisches Demokratie­
verständnis geprägt, das nicht auf die Vermittlung partikulärer Interessen durch 
von Mehrheiten kontrollierte Institutionen zielte, sondern auf die Sicherung der 
Bedingungen für die Herausbildung der Identität des wirklichen Willens der 
tugendhaften Bürger. Demokratie im eigentlichen, allein gültigen Sinne kann nur 
die Verfassung sein, die den einheitlichen allgemeinen Willen durch die öffentli­
che Beratung in Anwesenheit aller Bürger nicht durch Interessenkompromisse 
hervorbringt, sondern im Lichte politisch- ethischer Beratungen hervortreten 
lässt. Jede Verfassung hingegen, die das Beharren der einzelnen Bürger auf ihrem 
jeweiligen Einzelwillen begünstigt, also alle Formen der Repräsentation und 
h1teressensvermittlung, basieren von vomherein auf der Abkehr vom demokrati­
schen Prinzip. Politische Gleichheit muss, diesem Verständnis zufolge, staatsbür­
gerliche Willensidentität hervorbringen, wenn sie ihrem Anspruch gerecht wer­
deJ.1 will. Anschauung und Bestätigung für diese Sicht bot i11m die Praxis der 
Schweizer Versammlungsdemobatie. 

Auf diesen kompromisslosen Anspruch direkter Demokratie als der allein 
gültige Realisierungsform überhaupt sind Kritiker an der repräsentativen Demo­
kratie, wenn in ihr Entfremdtmg zwischen den Repräsentanten und der Bürger­
schaft beklagt wurde, immer wieder zurückgekommen, entweder in vollem Maße 
oder doch in erheblichem Umfang. Die Gegenidee der direkten Demokratie hat 
Theorie und Realität der repräsentativen Demokratie von Anbegiru1 als kritischer 
Widerpart oder als Konektiv begleitet. 
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Das Prinzip Repräsentation 
Die Entwicklung der großflächigen Nationalstaaten im neunzehnten Jahrhundert 
hat allein schon aus den technisch-organisatorischen Gründen des großen Rau­
mes und der großen Zalu der Bürger die Möglichkeit der Organisation dieser 
Gemeinwesen in Form der direkten Demokratie ausgescluossen, ganz unabhän­
gig von der Frage, ob diese im Sinne ihrer Befürworter wirklich uneingeschränkt 
wünschenswert wäre oder nicht. In einem politischen Gemeinwesen, in dem 
weder der direkte Kontakt aller Bürgerinnen und Bürger miteinander, noch Voll­
versammlungen zwischen ihnen allen überhaupt technisch möglich wären, be­
darf die öffentliche Erörterung der politischen Angelegenheiten ebenso wie der 
Prozess der Entscheidung zal1lreicher Scharnierstellen und Vermittlungsi..nstan­
zen, um überhaupt möglich zu sein. Demokratie als politische Verfassung großer 
Flächenstaaten kam aus diesen realistischen Gründen seit dem neunzehnten 
Jahrhundert hauptsächlich als das Bestreben zum Zuge, die autokratischen Ren­
schaftsverhältnisse der neu entstandenen Nationalstaaten zu demokr.atisieren. 

Unter diesen Umständen muss es um neue Wege der größtmöglichen Annähe­
rung an die demokratiscl1en Ideale der Beteiligung aller Staatsbürger an den öf­
fentlichen Erwägungen und Entscl1eidungen gehen. Als die best mögliche Annä­
herung an die demokratischen Normen im Rahmen des Nationalstaats hat sich in 
Theorie und Praxis der Entwicklung der Demokratie im Verlauf des neunzehn­
ten und zwanzigsten Jahrhunderts das Prinzip der Repräsentation behauptet. Die 
Bürger wählen ohne Einschränkung auf der Basis des gleichen Wahlrechts in 
periodischen Abstände11 ihre Repräsentanten in die politischen Entscheidungs­
gremien (Parlamente), die dann in Namen aller im Lichte der Öffentlichkeit bera­
ten und verbindlich entscheiden. 

Für diesen Teil der modernen Interpretation des politischen Gleichheitsprin­
zips ist in realistischer Perspektive keine Alternative in Sicl1t. Er lässt freilich 
einen sehr großen Spielraum für die zusätzlichen, die Wahlen ergänzenden und 
begleitenden Partizipationsmöglichkeiten der Bürger. sowie die Komplementie­
rung durch neue Formen direkt demokratischer Teilhabe offen. Der repräsentati­
ve Kern moderner Demokratie kann, wie auch die Praxis der unterschiedlichen 
Länder deutlich zeigt, in sehr verschiedenartige Formen direktdemokratischer 
Elemente eingebettet werden. Welche von ihnen überhaupt als wünschenswert 
und welche als problematisch erachtet werden, hängt dabei hauptsächlich vom 
Verständnis politischer Gleichheit und von der Sicl1t der Bürgerrolle ab. Das 
Prinzip der demokratischen Repräsentation selbst kann nämlich auf höcl1St un­
terschiedliche Weise verstanden und begründet werden. 

I 
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Wandel im Verstiin.d11is von Repräsentation 
Am Ende des achtzehnten und in der ersten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts 
behen-schte ein dem Rousseauschen Republikanismus durchaus verwandtes Hono­
ratiorenprinzip das liberale Verständnis von Repräsentation, Die Honoratioren ver­
standen sich als die besten Vertreter des ganzen Volkes, die in ihren eigenverant­
wortlichen Berattu1gen ohne inhaltlich bestimmten Wählerauftrag das Gemeinwohl 
überhaupt erst ermittelten, denn sie wurden als Personen gewählt. Honoratioren, 
besonders elttenwerte Repräsentanten waren sie, weil man ihnen zutraute, nicht an 
partikuläre gesellschaftliche Interessen gebunden zu sein, sondern wegen der her­
ausragenden Qualität ihrer ethischen Eignung, ihre Bildung und ihrer Unabhän­
gigkeit bei ihrer Teilnahme an der parlamentarischen Beratung ausschließlich dem 
Gemeinwohl verpflichtet zu sein. Daher konnte sich dieser liberalen Vorstellung 
zufolge gerade in den Repräsentativgremien der Honoratioren, also den vom Volke 
abgehobenen Parlamenten, der ideale Gemeinwille eher herausbilden als unter den 
Bedingungen der Teilhabe des ganzen Volkes. 

In diesem frühen Stadium des politischen Repräsentationsdenkens spielten 
dal1er Parteien noch keine anerkannte Rolle. Gewählt werden sollten lediglich 
Vertrauenspersonen des ganzen Volkes, denen schon deshalb keine festen politi­
schen Aufträge mit auf den Weg gegebenen werden konnten, weil sich das poli­
tisch für alle Richtige überhaupt erst in ihren gemeinsamen Beratungen heraus­
stellen sollte. Parlamente handeln im Lichte der Öffentlichkeit und bleiben damit 
der Beurteilung durch die Staatsbürger unterworfen. Diese können infolgedessen 
ihre künftigen Entscheidungen über die politischen Repräsentanten unter dem 
Gesichtspunkt der besten Vertrettmg ihrer politischen Interessen fällen. Die Rep­
räsentanten selbst müssen im Bewt1sstsein dieser Tatsache handeh1. Damit ist 
über den Akt der Wahl hinaus eine gewisses Maß andauernder Interaktion zwi­
schen Repräsentierten w1d Repräsentanten gewährleistet. 

Im Verlaufe des neW\ZehntenJahrhunderts erfolgte der Übergang vom ~be­
ralen Honoratioren-Parlament zum demokratischen Parteien-Parlament. Im Ge­
gensatz zum Idealismus der Honoratiorentheorie zeigte die politische Praxis aber 
schon sehr früh, etwa in der amerikanischen Revolution und im britischen Par­
lamentarismus, dass auch die vermeintlich von allen gesellschaftlichen Bindun­
gen losgelösten Honoratioren in aller Regel sehr untersduedliche Interessen ver­
traten, häufig in enger Anhindung an bestimmte sektorale oder regionale Wirt­
schaftsinteressen. So gesellten sich spontan die in dieser Hinsicht Gleichgesinnten 
unter ihnen zu Gruppierungen zusammen, für die sich noch vor jedem formali­
sierten Orgarrisationszusanunenschluss der Name "Parteien" als politisches Rich­
tw1gssymbol einbürgerte. Schon bald verfestigten sich diese Gruppierungen zu 
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organisierten Parteien als voneinander meltt oder weniger klar abgegrenzte poli­
tische Interessengemeinschaften. Einen entsdteidenden Schub erfuhr diese Ent­
wicklung in Europa durch die Gründung der Arbeiterparteien mit ihrer straffen 
Disziplin und ihrer programmatischen Geschlossenheit. 

In unterschiedlichem Maße verstehen sich politische Parteien daher als di­
rekte Beauftragte derjenigen Teile der Gesellschaft, für deren Interessen und 
Werte sie mit ihrem Programm einstehen. Die Wahl einer Partei mit einem inhalt­
lichen definierten Politikangebot kann als die direkte Erteilung eines Wählerauf­
trags verstanden werden, ganz besti.nunte politische Ziele zu realisieren. Das 
Wahlprogramm politischer Parteien kann in diesem Sinne als eine Art Vertrag 
zwischen Wählern und gewählten Parteivertretern verstanden werden, der die 
Übereinstimmung einer Reihe von Interessen, Zielen und politischen Maßnah­
men festlegt. Obgleich er wie jeder Vertrag auch gebrod1en werden kann, erfüllt 
er durch diese politische Identifikation zwischen Teilen der Gesellschaft und 
dem politischem System in gewissem Sinne den Anspruch der direkten Demo­
kratie. Parteien sind Organe einer Repräsentation ganz bestimmter Interessen 
und Werte der Gesellschaft im politischen System. 

Mit den Parteien verändert sich daher der Sinn von politischer Repräsentati­
on gegenüber dem Honoratioren-Model grundlegend. Während die Honoratio­
ren das Prinzip Repräsentation am genauesten zu erfüllen schienen, we.rtn sie in 
ihrer politisch-ethisd1en Einheit von den besonderen gesellschaftlichen Interessen 
am klarsten abgesondert blieben, wird die Repräsentativität der Parteien gerade 
daran gemessen, ob sie die Vielfalt die gesellschaftlid1en Interessen und Werte in 
ihrer Unterschiedlichkeit angemessen zum Ausdruck bringen. In diesem Sinne 
sind die modernen politischen Parteien von dem ehemaligen deuts~en Verfas­
sungsrichter und Politikwissenschaftler Gerhnrd Leibholz aud1 als "Aquivalente 
der direkten Demokratie im modernen Flächenstaat" bezeichnet worden.u 

Gleichwohl gelingt es den Parteien in der Praxis selten, alle bedeutsamen 
gesellschaftlichen Interessen und Werte zu repräsentieren und in ihrem Reprä­
sentationsanspruch durchweg überzeugend zu wirken. Das sind Gründe dafür, 
dass in den modernen Parteindemokratien sowohl von der Politikwissenschaft 
wie von der politischen Öffentlichkeit häufig ein Mangel an Übereinstimmung 
zwischen dem politisd1en Willen der Gesellschaft und dem Handeln der Parteien 
beklagt wird. Daher reißt die Diskussion darüber nie ab, ob und in welcher Weise 
eine Korrektur der bloßen Repräsentativdemokratie durch Elemente direkter 
Demokratie möglid1 und sinnvoll ist. 

12 Leibholz 1967 

I 
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Tabelle 1: Chancen politischer Beteiligung im internationalen Vergleich 

LAND Demo- Gliedstaaten Volkswahl Direkt- Gesetzliche N 
kratisdle mit demokra- eines Präsi- demokratie Arbeitneh-
Wahlen Usehen denten (starlc 3, mannit-

auf Wahlen zusätzfJCh zur mittel: 2, beslimmung 
zenlral- Wahl des moderat 1, (betrieblich 
staat- Regierungs- sonstige: und Oberb&-
licher chefs keine Angabe) trieblich) 
Ebene 

1. Alte Demol<ratien 
Australion ja ja nein nein 3 
Belgien ja ja nein ja 3 
BR Deulschland ja ja nein ja 3 
Costa Rica ja nein nein nein 1 
oanemaril ja nein nein ja 3 
Finnland ja nein seit 1991 ja 3 
Frankreich ja nein ja ja 3 
Großbritannien ja nein nein nein 1 
Indien ja ja nein nein 2 
Irland ja nehl ja nein 3 
lsland ja nein ja nein 2 
Israel ja nein nein nein 1 
Italien ja nein nein 1 3 
Japan ja nein nein nein 1 
Kanada ja ja nein nein 2 
Luxemburg ja nein nein nein 1 
Niedertande ja nein nein ja 2 
Neuseeland ja nein nein nein 2 
Norwegen ja nein nein ja 2 
Österreich ja ja ja ja 4 
Schweden ja nein nein ja 2 
Schweiz ja ja nein 3 nein 5 
USA ja ja ja nein 4 
2. Ausgew/Jhlte neue Demokralien 
Estland ja nein nein nein 1 
Griechenland ja nein nein ja 2 
Polen ja nein ja nein 2 
Portugal ja nein ja ja 3 
Slowenien ja nein ja nein 2 
Spanien ja nein nein ja 2 
Tschech.Republik ja nein nein nein 
Un!i!am ja nein nein nein 1 

Amnerkl11!gen: Benlcksicbtigt wurden alle Under, die io der 2. Hälfte des 20. Jahrhunderts durcbgllngig 
d~omlis.cb verfasst waren (gemessen an deo Dewomtie-Autokratieskalen von Jaggers/Gurr 1995), 
e~scbließ~ch nusgew!lhlter neuer. Demokratien - Griechenland, Portugalund Spanien (seit der Demokrati-
SJerung M•tle der 70er Jnbre) SOWie der EU-Beitrittskandidateo- und Indien (dessen Demokratie allerdings 
197~/76 dur~b dns Notstandsregime lndil'l! Gbandis suspendie1t war). Quellen: Banks u.a. 1998 und Tabelle 
8. D1e Klassrfikahonnach dem Mitbestinmmngsgrad basiert aufDitlricb J 992 und Amlingeon 1994: 34-68. 
~tzte Spalte:. N • ~esumtpunktzahl der Zeilellwerte (ungewicbtet). Quelle: M:mfred G. Scb.midt: Demokrn-
t1ctbeonen. Eme Ell.lflilmmg. Wiesbaden 20063· 
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Komplementm1tät 
h1 den modernen komplexen Flächenstaaten stellt sich die Frage nach der direk­
ten oder repräsentativen Demokratie im Sinne einer klaren Alternative folglich 
nicht mehr. Stattdessen ergeben sich im Hinblick auf die politische Gleichheit als 

Maßstab der Demokratie drei Herausforderungen: 

Erstens: Welche Form der repräsentativen Demokratie ist der jeweiligen Gesell­
schaft angemessen? 

Zweitens: Wie können die jeweils gewählten h1Stitutionen und Organisationen in 
ihrer praktischen Funktionsweise mit dem demokratischen Anspruch in Einklang 
gebracht werden? 

Drittens: In welchem Maße und in welcher Weise sollten einzelne Elemente direk­
ter Demokratie, wie etwa Volksentscheide und Volksbefragungen, sowie die 
aktive Beteiligung der Zivilgesellschaft an staatlichen Entscheidungen als Kor­
rektive in die repräsentative Demokratie aufgenommen werden? 

Die demokratische Qualität der Institutionen eines politischen Gemeinwesens 
bemisst sich jedoch nicht allein am Maß der Teilhabemöglichkeiten für die Bürge­
rinnen und Bürger an allen wichtigen Entscheidungen. Sie hängt auch von ihrer 
Nachhaltigkeit ab, also davon, wie stabil und effektiv sie auf die Dauer sein kön­
nen. Damit erweist sich die Frage der bestmöglichen Kombinationen Wlterschied­
licher repräsentativer Organisationselemente und direkter Entscheidungsbeteili­
gung letztlich immer als eine pragmatische Frage, die von der politischen Kultur 
und von der Entwicklungssituation eines Landes abhängt. Grundlegend ist dabei 
in jedem Falle, dass die letzte Entscheidung über die Repräsentanten politischer 
Herrschaft immer auf eine freie und unbehinderte Entscheidung der Staatsbürger 
zurückgehen muss, an der mitzuwirken alle Staatsbürger die gleiche Chance 
haben. 

Die Schweiz: Ein infornzatives Fallbeispiel 
Die weitestgehende Kombination von repräsentativen und direktdemokratischen 
Beteiligungsstrukturen ist seit langem in der Schweiz realisiert. Das Land hat 
mehr als ein Jahrhundert intensive Erfahnmgen mit einer Fülle unterschiedlicher 
direktdemol.<J:atischer Beteiligungsinstrumente auf allen Ebenen, von der Ge­
meinde über den Kanton bis hin in den nationalstaatliehen Entscheidungsbereich, 
dem Bund. Mit dem Gesetzesrejel'endum ka~m eine bestimmte Mindestzalu von 
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Bürgern (gegenwärtig 50.000 Stimmbürger) verlangen, dass bereits vom Parla­
ment verabschiedete Gesetze dem Volk zur Abstimmung vorgelegt werden.13 
Davon wird in der Praxis reger Gebrauch gemacht. Mit der Volksi11itiative hinge­
gen köm1.en die Bürger, falls mindestens 100.000 unterstützende Unterschriften 
vorliegen, verlangen, dass ein bestimmter Sachverhalt zum Gegenstand eines 
Gesetzgebw1gsauftrages an das Parlament verbindlich gemacht wird. Je nach 
dem Gewicht des Problems ist die tatsächliche Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger an diesen Verfahren sehr niedrig (25%) oder beträchtlich (75%). Nahezu 
jeder Themenbereich, einschließlich Steuergesetzgebung und finanzwirksame 
staatliche Projekte, können auf diese Weise dem direktdemokratischen Verfahren 
unterzogen werden. 

Die Schweiz ist in dieser Hinsicht ein Laboratorium für die Reichweite, die 
Grenzen, die Probleme w1d die Verspred1ungen des direktdemokratischen An­
spruchs. In der wissenschaftlichen Literatur werden die Schweizer Erfahrungen 
in drei wesentlid1en Punkten resümiert: 

Erstens: Auch in den hochkomplexen Demokratien der Gegenwart können di­
rektdemokratische Elemente, selbst wenn sie vieUältig und differenziert sind und 
regehnäßig angewandt werden, erfolgreich praktiziert werden, ohne die politi­
sche Willensbildungssystem und Regierungsfähigkeit zu lähmen oder zu über­
fordern. Sie anzuwenden ist eine Entscheidung der Bürgerinnen und Bürger 
selbst und nicht ein technisd1es Problem, das durch die Größe oder den Komple­
xitätsgrad eines politisd1en Gemeinwesens schon technokratisch vorab entschie­
det'\ wäre. 

Zweitens: Die direkte Demokratie zeigt offensichtlid1 eine Reihe positiver Konse­
quenzen. Dazu gehört die bei vielen Anlässen gesteigerte Bevölkerungsbeteili­
gtmg an den großen politischen Entscheidungsprozessen und die im Vergleich zu 
ausschließlich repräsentativen Demokratien im Durchschnitt beständig höhere 
Beteiligtmgsquote. Dazu gehören auch zahlreiche demokratiepolitisch durchaus 
gewichtige Einzeleffekte, wie etwa der verstärkte Minderheitenschutz, die größe­
re Integrationskraft direktdemokratisd1 ergänzter Gemeinwesen, die stärkere 
Ausgabenkontrolle staatlid1er Handlungsprogramme. 

Drittens: Die positiven Effekte der direkten Demokratie sind aber nicht überwäl­
tigend und übe1·clies dtll'd1 zahlreiche negative oder problematisd1e Auswirkun-

13 Schmidt, 2000, 364 fi 
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gen auch eingeschränkt. So kann es bei den Referenten und Volksinitiativen 
häufig dazu kommen, dass es vor allem die besonders gut organisierten oder 
finanzkräftigen Interessen sind, die sich am Ende durchsetzen. Der politische 
Entscheidungsprozess wird verlangsamt, weil die in den Repräsentativorganen 
tätigen Politiker in langen Aushandlungsprozessen il'l.ren Entscheidungen einen 
möglichst weitreichenden Konsenscharakter verleihen möd1ten, um deren rasche 
Annullierung in einer eventuellen Volksabstimmung zu vermeiden. 

Wie auch immer die Vor- und Nachteile aus demokratietheoretischer und demo­
kratiepolitischer Sicht im Einzelnen gewichtet werden mögen, eine große Bedeu­
tung sollte in jedem Falle dem Sachverhalt beigemessen werden, dass die Bürge­
rinnen und Bürger angesichts ihrer vielfältigen politischen Eingriffsmöglichkeiten 
ein besonders hohes Maß an Zufriedenheit mit der demokratischen Verfassung 
der Schweiz herausgebildet haben. Ein Ergebnis, das diesem Gemeinwesen nicht 
nur eine hohe demokratisd1e Qualität zumisst, sondern auch eine außerordentli­
che Stabilität verleiht. Alles in allem überwiegen die demokratiepolitischen Vor­
teile dieser Art direktdemokratischer Ergänzung der repräsentativen Demokratie 
alle Nachteile, die sie ohne Zweifel auch hat. 
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12 Präsidentielle vs. Parlamentarische Demokratie 

Die grundlegenden Unterschiede 
Unter den Grtlllclformen repräsentativer Demokratie spielen vor allen1 die par­
lamentarische und die präsidiale eine herausragende Rolle. Wältrend in der par­
lamentarischen Demokratie das Schwergewicht der politisd1en Entsd1eidtmgen, 
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besondet·s die Wahl der jeweiligen Regierung, dem Parlament zugewiesen ist, 
wie etwa in der Bundesrepublik Deutschland, spielt in der präsidialen Demokra­
tie, wie beispielhaft in den USA, der Präsident trotz des Letztentscheidungs­
redlts des Parlaments, die Füluungsrolle im politischen Prozess, einschließlid1 
det· Ernennw1g von Regierungen. 

. Bei der Altemative zwischen einer präsidentiellen und einer parlamentari­
schen Demokratie scheint es sich folglich um eine grundlegende Wa!U zwischen 
zwei ganz 1.mterschiedlid1en Regierungssystemen zu handeln. Zwar handelt es 
sidl. in beiden Fällen um Formen der repräsentativen Demokratie, sie sind aber in 
ihren reinen Formen höd1st unterschiedlid1 organisiert und die Legitimations­
wege politisd1er Entscheidw1gen in ihnen weichen weitgehend von einander ab. 
Wie bei fast allen Unterscheidungen im Bereich der Demokratietheorie wird der 
ursprünglich als sehr weitgehend erscheinende Gegensatz durch eine Fülle von 
Kombinationsformen und Mischtypen überbrückt, die sich in der Praxis vorfin­
den. Für die genaue Bewertung und Entscheidung über Vor- und Nachteile 
kommt es daher maßgeblid1 auf die konkrete Variante parlamentarischer oder 
präsidentieller Demokratie an, um die es sich im Einzelfall jeweils handelt Erst 
die genaue empirisd1e Analyse des jeweils vorliegenden Falles gibt darüber Auf­
sd11uss. 

In der präsidentiellen Demol<ratie werden Parlament und Präsident unab­
hängig voneinander gewählt und verfügen dal1er auch über eine voneinander 
w1.abhängige politische Legitimation. Damit ist die Trennung von legislativer und 
exekutiver Gewalt im Gegensatz zur Situation in parlamentarischen Demokratien 
weitgehend verwirklicht. Das gilt vor allem darm, wenn wie im Musterfall der 
USA aufgrund der Sd1wäche der politischen Parteien und der Stärke der Bin­
dl.mgen der Mandatsträger an partielle Interessen ilu·es Wahlkreises die Unab­
hängigkeit der Parlamente besonders groß ist, so dass auch eine parlamentarische 
Mehrheit der Partei des Präsidenten keineswegs garantiert, dass er über deren 
Unterstützung für seine politischen Projekte jederzeit verfügen karm. 

Der Präsident ist in der präsidentiellen Demokratie zumeist auch Regie­
rwlgschef oder zumindest befugt, Regierungen nach eigenem Ermessen berufen 
tuld abberufen zu können und ebenso die Tagesordnung für illre politische Ar­
beit wesentlich zu bestimmen. Im parlamentarischen Regierungssystem hingegen 
sind es die Parlamentsmehrheiten, die Regierungen wählen und gegebenenfalls 
auch abberufen können. Sie verfügen durch die klar voneinander unterschiede­
nen Institutionen der Regienmg und des Staatsoberhauptes, als einem zumeist in 
wesentlicher Hinsicht eher symbolischen Repräsentanten der staatlichen Einheit, 
über eine "doppelte Exekutive". 
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Die Rolle der Parteien 
Während die USA die Präsidialdemokratie fast in Reinform verkörpern, weisen 
viele andere Länder Misdlformen auf, die Elemente der präsidentiellen mit sol­
chen der parlamentarischen Demokr~tie in unterschiedlicher Weise verknüpfen. 
Dazu gehören vor allem auch die meisten lateinamerikanisd1en Demokratien, in 
denen der Vorsitzende des Ministerrats zugleid1 Präsident ist, und das frarl.Zösi­
sche System mit seiner sta.rken Stellung des Parlaments, das im Falle einer partei­
politischen Abweichung der Parlamentsmehrheit von der Partei des Präsidenten 
zu einer Spaltung der Machtverteilung führen karm (Kohabitation). 

Organisation und Abläufe der Wal1.len, die Verteilung der Machtgewichte 
und die Struktur der politischen Entscheidungsprozesse führen zu einer Reihe 
gewichtiger Unterschiede zwischen den beiden Demokratietypen. Einer der be­
deutsamsten besteht in der höchst unterschiedlichen Rolle der politischen Partei­
en. In präsidentiellen Regierungssystemen, beispielhaft in den USA, spielen die 
Parteien nur eine geringe Rolle, die sich häufig auf illre Mitwirktu1g im Prozess 
der Kandidatenaufstellungen w1d der Nominierw1g des Präsidentschaftskandi­
daten erschöpft. Zwischen den Wal1len nehmen sie am politisd1en Willensbil­
dungs- und Entscheidungsprozess kaum noch teil. Einen Einfluss auf die Politik 
und Amtsführung des Präsidenten haben sie nicht. Im Falle der USA kommt 
durch die starke Bindm1g der Mandatsträger an ihre Heimatwahlkreise und ihre 
sd1wache Bindung an die eigene politische Partei hinzu, dass ihre Loyalitäten im 
Zweifelsfall nicht bei den Programmen und Strategien ihrer politischen Partei 
liegen, die ihnen denn aud1 bei der WiederwalU sehr viel werl.iger helfen kann als 
eine konsequente Politik zugunsten der besonderen Interessen ilires W a!Ukreises 
oder derjenigen Akteure, von denen sie die Finanzierung ihrer kostspieligen 
Wal1.1kampagnen erwarten köru1en. Da bei den Präsidentschaftswallien in der 
Regel die Person des Kandidaten sehr viel stärker ins Gewicht fällt als Parteien 
und ihre Programme, beansprucht der Präsident für seine Amtsführung eine 
überragende eigene Legitimation, der die schwachen Parteien nichts entgegen­
setzen können. 

In parlamentarischen Demokratien hingegen sind Rolle, Legitimation und 
Mitwirkungsmacht der politisdten Parteien für den Regierungsprozess aus­
schlaggebend. Es sind die Parteien, die in erster Linie zur WalU stehen. Die Par­
lamentskandidaten gelangen · als Repräsentanten einer Parteiliste ins Parlament 
und verfügen insofern nur über eine abgeleitete Legitimation. In Fällen starker 
Parteienorganisationen, wie sie etwa in Deutschland, Österreich oder den Skan­
dinavischen Ländern gegeben sind, kann das durchaus dazu fül1ren, das ein 
gewisser Dualismus zwischen den Parlamentsfraktionen der jeweiligen Partei 
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und der Zentrale der Parteiorganisation selbst dauerhaft oder in einzelnen Fragen 
entsteht. Zumindest können die Fraktionsführungen einen berechtigten An­
spruch erheben, dass sid1 die einzelnen Abgeo:rdneten der von de.r Gesamtfrakti­
on entschiedenen Politik einfügen und damit der Vorrangstellung der Partei auch 
bei der Ausübung ihres Mandats Rechnung. tragen. Dies gilt im Wesentlichen 
auch dann, wenn wie im deutschen Parlamentarismus die Verfassung dem ein­
zelnen Abgeonineten eine freie Mandatsführung garantiert, denn die politische 
Legitimation und damit aud1 die 01a:nce:n der Wiederwahl gründen nun einmal 
in der Anerkennung des politischen Handelns des einzelnen Abgeordneten 
durch seine Partei. 

Das Regierungssystem der USA zeigt beispielhaft einige der Besonderheiten 
der präsidentiellen Regierungsform in1 Hinblick auf den politischen Prozess. Weil 
sich der Präsident dort aufgrund der Parteiensdlwädle seiner Parlamentsmehr­
heit nie gewiss sein kann und je nad1 Wahlausgang sogar damit redmen muss, 
einer gegnerischen Mehrheit gegenüber zu stel1en, steht er unter dem beständi­
gen Druck, durch geschickt ersonnene Initiativen und auf sie bezogene Kommu­
nikationskampagnen einen möglidlst hohen öffentlid1en Druck zu erzeugen, der 
seinen Projekten die nötige Erfolgsaussidlt versdlafft. Daher spielen mediale 
Inszenierungen und situationsbezogene Kampagnen im politisdlen Prozess ein 
viel größere Rolle als eine kontinuierliche Willensbildung und Entscheidungspla­
nung. 

Leistungsvergleich 
Wed1seThaftigkeit, das Gegeneinander der untersdliedlichen Institutionen und 
Akteursgruppen sowie ein gewisses Maß an kommunikativem und politischem 
Populismus werden damit zu Kennzeichen des Regierungshandelns in der präsi­
dentiellen Demokratie. Mnnfred G. Sdmlidt, einer der führenden deutsdlen De­
mokratieforscher, gelangt in der Bilanzierung daher zu dem Urteil, dass Polari­
sienmg ein Hauptkennzeichen des Präsidialsystems ist. Sie entspringt bereits 
den1 unvem1eidlichen Nullsummenspiel der Präsidentschaftswahlen. Aud1 das 
Fehlen von Med1anismen zum Ausgleich der Konflikte zwischen den Institutio­
nen fiilirt dazu, dass die präsidiale Demokratie ganz im Gegensatz zu dem ersten 
Ansdlein, den die formell so herausgehobenen Autorität des Präsidenten erzeugt, 
in der Praxis el1er durch eine deutlid1e Leistungssdlwäche im Vergleich zum 
parlamentarischen System gekennzeidu1et ist.l4 

14 Sdunidt 2006: 322 

ITI. Typeu modenzer De11wkratie 93 

Zu einem noch entschiedenerem Urteil gelangt der intematior\al führende 
niederländische Demokratieforscher A. Lijphart, der die pru:lamentarische Regie­
rungsweise auf ganzer Linie dem Präsidentiali.smus überlegen sieht. Das gilt nad1 
seiner akribisch durchgeführten empi,risdlen Vergleichsanalyse für so wichtige 
Bereidle wie der politischen Repräsentation, dem Schutz von Minderheiten, der 
Wählerbeteiligung und der Bekämpfung von Wirtschaftsproblemen15• Man­
fred G. Schmidt konstatiert für die präsidentielle Demokratie einen eingebauten 
Widersprud1, der ihren politischen Erfolg beeinträchtigt. Eigentlich würden prä­
sidentielle Demokratien ihren politisd1en Institutionen entspred1end dann am 
besten funktionieren, wenn die politisd1e Opposition zur Kooperation bereit ist 
und sich alle mit einem hohen Maß an gegenseitigem Vertrauen an die Spielre­
geln halten. Die Amtsführung der jeweiligen Präsidenten ist jedoch infolge der 
dargestellten Bedingungen sehr stark auf Konflikt und versdlärften Wettbewerb 
ausgerichtet, so dass sie ihre eigenen Erfolgsbedingungen fortwährend schwächt. 

Der genauere Ländervergleich zeigt darüber llinaus, dass zahlreidle andere 
Bedingungen für die Erfolgsaussid1ten einer präsidentiellen Demokratie bedeut­
sam sind. Dazu gel1ören eine stark ausgeprägte demokratische Bürgerkultur, ein 
ausreichendes Maß an politisd1er Homogenität des jeweiligen Landes, die die 
Voraussetzunge.n dafür schaffen, dass sidl die politischen Gegensätze in Grenzen 
halten und dass der starke Dualismus im Regierungshandeln im Hinblick auf 
seine Korrekturmöglichkeit spätestens bei der nächsten Wahl akzeptiert wird. Die 
vergleichende Analyse der beiden Demokratieformen macht vor allem eine Ei­
genart des Politisdlen deutlid1. Es kommt in der modernen Demokratie nid;t 
allein und zumeist nod1 nicht einmal in erster Linie darauf an, politische Autori­
tät möglichst in einer homogenen Institution zu konzentrieren, damit effektives 
politisches Handeln möglich wird. Was zählt, ist vielmehr die Fähigkeit der poli­
tischen Institutionen in ihrem Zusammenwirken, die in der Gesellschaft zum 
Ausdruck gebrad1ten politisdlen Interessen in möglichst hohem Maße aufzu­
nehmen undjn den politischen Prozess glaubhaft einzubringen. 

Darüber llinaus wird auch das eigentümlidle Wechselverhältnis sid;tbar, 
das zwischen den Vorbereitungskosteil und den Umsetzu11gskosten politischer Ent­
scheidungen besteht. In einem parlamentarischen System mögen zwar häufig die 
Vorbereitungskosten politischer Entsdleidungen relativ hodl sein, da diese erst 
aus langwierigen Prozessen der Zusammenfassung von Interessen, des Aushan­
delns und der Mehrheits- oder Konsensbildung hervorgehen. Dafür ~önnen 
drum aber die Entscheidungen, die daraus resultieren, vergleichsweise zügig und 
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wirksam un1gesetzt werden, da sich die meisten der betroffenen gesellschaftli­
chen Akteure mit ihren eigenen Interessen w1d Werten in ihnen wiedererkennen 
können. Das so deutlich herausgehobene Amt der obersten Autorität im Präsidi­
alsystem erscheint auf den e1·sten Blick wie eine Garantie wirkungsvollen und 
zügigen politischen Handeh1S. Die nähere Betrachtw1g zeigt dann aber, dass die 
Aushandlungsprozesse durch den Dualismus von Parlament w1d Regierw1g oft 
sehr viel langwieriger, bruchstückhafter und unzuverlässiger sind. Gleichzeitig 
ist das Risiko des Außerachtlassens wichtiger gesellschaftlicher Teilinteressen 
dabei viel größer als im parlamentarischen System w1d die Kosten der Umset­
zung der Entscheidw1gen sind hoch. Der Unterschied zwischen dem ersten Er­
scheinungsbild dieses Typs der Demokratie und ilirer tatsächlichen demokratie­
politischen Leistungsfähigkeit, die sich erst in der genaue Analyse zeigt, ist be­
Lrächtlich. 
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13 Konkordanz- vs. Konkurrenzdemokratie 

Eine nufschlussl·e-ich.e Unterscheidung 
Die Unterscheidung zwischen Konkurrenz- und Konkordanzdemokratie ist für 
das Verständnis demokratischer Politik überhaupt besonders aufschlussreich, da 
sie den Kem unterschiedlicher Auffassungen über Politik selbst berührt. Es geht 
dabei um den Unterschied zwischen zwei verschiedene politische Absichten 
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verfolgende Alternativen, den demokratischen Prozess zu organisieren und ver­
bindliche Entscheidungen aus der ursprünglichen Vielheit der Interessen, Mei­
nungen und Werte hervor gehen zu lassen. 

Vor allem in den angelsäcl1Sischen Ländern hat sich der Typ der Konkur­
renzdemokratie eingebürgert, der Politik als Wettbewerb zwischen unterschiedli­
chen Politik- und Personalvorstellw1gen versteht und Demokratie als ein System 
von Institutionen, das diesen Wettbewerb regelt. Er soll sicher stellen, dass am 
Ende die Option mit der größten Unterslützung den Sieg davonträgt und für die 
vom Wahlrhythmus begrenzte Zeit möglichst weitgehend in die Praxis umgesetzt 
werden kann. Es geht dabei um Konkurrenz w1d um klare Regeln, wie der Sieger 
ermittelt werden soll. Es gehört zu diesem Verständnis von Demokratie, dass die 
im Wettbewerb errungene politische Macht, abgesehen von den für jede Demo­
kratie unerlässlichen Einschränktmgen durch die Grw1drechte und die Rechte 
der Opposition, in möglichst hohem Masse ungehindert in der Praxis auch aus­
geübt werden kann. Die Handlungschancen der Mehrheit werden maximiert, die 

der Minderheit minimiert. 
Im Gegensatz dazu strebt die Konkordanzdemokratie, wie sie in einer Reihe 

europäischer Länder annäherw1gsweise praktiziert wird, am weitesten gehend in 
der Schweiz, nach der größtmöglichen Einbeziehung der unterschiedlichen Inte­
resse~ungen und Werte in das politische Entscheidune-shapdeln der Par­
lamente und Regierw1gen. Auch die Minderheit soll dabei so weitgehend wie 
mögliCh einbezogen werden. Diesem Verständnis des Politischen zu Folge geht es 
im demokratischen Prozess vor allem um die möglichst weitgehende Rücksicht­
nahme auf die in der Gesellschaft tatsächlich vorhandenen politischen Zielset­
zw,gen auf dem Wege von Diskursen und Kompromissen. Die Einigung auf 
gemeinsame Ziele wird als der eigentliche Sinn des Politischen verstanden und 
Demokratie als der bestmögliche Weg seiner Verwirklichung. 

In den Ländern, in denen der Typ der Konkurrenzdemokratie weitgehend 
realisiert ist, vor allem in den USA und Großbritannien, dominieren Mehrheits­
wahlrecht und Zweiparteiensysteme, in denen kleinere politische Gruppierw1gen 
und politische Minderheiten keine 01ance der Machtbeteiligtmg haben. Auch 
kleinere Parteien, selbst wenn sie nach den m den meisten politischen Systemen 
mit Verhältniswalmecht geltenden Kriterien über eine durchaus nennenswerte 
Größenordnung verfügen, sind aus den politischen Entscheid1.u1gsprozessen 
faktisch gänzlich ausgeschlossen und können allenfalls in besendem politischen 
Konstellationen im Zuge von Wahlkämpfen ihre Vorstellungen der l<mdesweiten 

Öffentlichkeit bekannt machen. 
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Mit der Wahl eines solchen Demokratietyps verbindet sich vor allem die 
Vorstelltmg stabilen und effektiven Regierens. In einem formalen Sinne ist dies 
im Falle eines konkurrenzdeu1okratisch organisierten politischen Systems schon 
dadurch gewährleistet, dass durch das Filtersystem des Mehrheitswahlrechts nur 
eine Partei an die Regiemng gelangt. Dies kann allerdings, etwa im Regierungs­
system der USA dttrch gegnerische politische Mehrheiten in Präsidentenamt und 
Kongress teilweise auch wieder konterkariert werden. Stabilität ist von solchen, 
eher die Ausnal1me bildenden Situationen abgesehen schon durch die eindeutige 
Regierungsbildtmg auf der Basis eines klaren Wahlergeb11isses gewährleistet, die 
Koalitionen und die mit ilu1en verbundenen Kompromisse und Unsicherheiten 
ausschließt. Dies kann, wie etwa im britischen Wahlsystem üblich, allerdings den 
Preis erfordern, dass durch die Verzerrungswirkung des Mehrheitswahlrechtes 
eine Partei, die bei den Wahlen nur ein Drittel der Wählerstimmen erreicht, im 
Parlament dann über zwei Drittel der Sitze verfügt, weil die Stimmen der klein.e­
ren Parteien gar nicht ins Gewicht fallen und die Stimmen für die unterlegene, 
große Konkurrenzpartei mu dort gezählt werden, wo sie die Mehrheit errang. 

Voraussetzungen und Folge~· 
I?,ie.A.~:etanz eines solchen hochgradig verzerrenden Waluverfahrens setzt auf 
der Ebene .. d~r :Jionti.§che~ .:K~Lu!·~n:~ .. :F.a...iii1~~s-'Y.$?rstellung voraus, für die die 
Regel "The winner takes it all" das zentrale Kriterium darstellt. Der Anspruch, 
dass Konkurrenzdemokratien nicht nur stabiler soitdern auchetfektiver in den 
Möglichl<eiten ihrer Regierungspraxis sind, ergibt sich aus der Einschätzung, 
dass in aller Regel die Repräsentanten einer einzigen Partei mit einer homogenen 
politischen Programmatik in der jeweiligen Regierw1gsperiode Politik aus einem 
Guss praktizieren kö1men. Sie sind auf langwierige Verhandlungsprozesse und 
Kompromisse mit anderen politischen Akteuren nicht angewiesen. Dabei wird 
dem Krite1itm1 der Effizienz der Vorzug vor der alternativen Norm der Respon­
sivität, der Fähigkeit zur Aufnahme vieler Interessen und Vorstellungen, gege­
ben. 

Im Unterschied dazu zielen Konkordanzdemokratien auf die möglichst um­
fassende Repräsentanz der Gesellschaft und ihrer einzelnen Segmente in1 Ergeb­
nis des politischen Prozesses. Sie erwarten, auf diese Weise Integration durch 
politische Einbeziehung zu fördern. Dies kmm auf der Ebene der Organisation 
des politischen Prozesses tmd der Regierungsbildtmg schon dadurch in relativ 
hohen1. Maße erreicht werden, dass ein niedrigschwelliges Verhältniswahlrecht 
ztt dem Ergebnis iülui, dass mehrere kleinere und mittlere Parteien regelmäßig 
01.m1cen zw· Repräsentation im Landesparlan1ent gewinnen und daher mehrere 
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von ilinen für die Regierungsbildw1g erforderlich sind. Es kmm, wie im weitest 
gehenden Falle der Schweiz, auch zu einer Regel führen, der zu Folge alle im 
Parlament vertretenden Parteien an der RegierWl.g beteiligt werden, sodass sie 
alle unabhängig von ihren Wahlergebnissen an der Fornmlierung des Regie­
rungsprogramms und seiner Umsetzung beteiligt smd. In solchen Fällen hm1delt 
es sich zumeist um gewohnheitsmäßig praktizierte Regeln, die auf der Erfahrung 
beruhen, dass sich eil1 solches Verfahren für alle Beteiligten auf die Dauer am 
meisten auszahlt. 

Die beiden unterschiedlichen Alternativen demokratischen Selbstverständ­
nisses beziehen sich offensichtlich auf verscluedenartige gesellschaftlicl1e Voraus­
setzungen und Unterseiliede in der politischen Kultur der jeweiligen Länder. Die 
Konkurrenzdemokratie setzt weitgehend homogene Gesellscl1aften voraus, die 
eine Zuspitzung der großen politischen Entscheidungsalternativen auf zwei poli­
tische Konkurrenten erlauben. In diesem Falle krum die jeweils w1tex-legene Min­
derheit nach realistischen Maßstäben erwarten, bei der näcl1sten W alu zur Mehr­
heit werden zu können, sodass das politische System prinzipiell, we1m auch 11icht 
m der einzelnen gegebenen Situation, eine Teilhabe aller gesellschaftlichen Inte­
ressen an1 Regierungsprozess zu gewährleisten versp1icht. Diese Voraussetzw1g 
war in Großbritamuen in höherem Maße erfüllt als in den USA, in denen immer­
hin ein beträchtlicher Anteil ethnischer Minderheiten existierte. Zu dieser gesell­
schaftlichen Voraussetzung muss aber die starke Wirkung einer politische Kultur 
hinzutreten, in der jene Entscheidungsregel, nach der dem Gewinner der ganze 
Sieg zufällt tmd der Verlierer leer ausgeht, akzeptiert wird. 

Länder, m denen zahlreiche Einzelinteressen bestehen, die sich aus durch 
politische Mehrheitsentscheidungen nicht überwindbaren Quellen, wie ethnische 
Zugehörigkeit, religiöse Unterschiede, regionale Traditionen ergeben, würden im 
Falle der dauernden Außerachtlassung dieser Gruppierungen je nach Schwere 
des Falles die gesellschaftliche und politische Desintegration riskieren tmd müs­
sen daher schon im Interesse der Selbsterhaltung eil1 größeres Gewicht auf mte­
grative Formen politischen Willensbildung legen. 

Leistungsbilanz 
Konkordanzdemokratie: Manfred G. Sclunidt hat die empirische Vergleicllsfor­
schung zu den Vor- und Nachteilen von Konkurrenz- und Konkordanzdemokra­
tie umfassend bilanziertt6. Für die Konkordanzdemokratie hebt er vor allem ihre 
Fähigkeit hervor, unterschiedliche gesellschaftliche Gntppen zu integrieren und 

16 Schmidt 2006: 338 ff 
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damit in besonderer Weise autonomieschonend und gemeinschaftsverträglich zu 
wirken. Sie ist besser in der Lage als die Konkurrenzdemokratien auch fragmen­
tierte Gesellschaften tmd heterogene politische Kulturen zu integrieren. In tief 
gespaltenen und in verfeindete Segmente zerfallenden Gemeinwesen vermag 
allein die Konkordanzdemokratie einen von allen akzeptierten Zusammenhalt zu 
gewährleisten. Konkordanzdemokratien pflegen den Kompromiss, ein wichtiges 
Grundprinzip der politisd1en Kultur der Demokratie. Zwar sind die Kosten, die 
aufgewendet werden müssen, um einen viele Interessen einschließenden Kom­
promiss zu erreichen, in der Regel höher als im Falle konkurrenzdemokratischer 
Entscheidungsverfahren. Dafür sind sie dann aber auf der Seite der Umsetzung 
der gefällten Entscheidungen wesentlich niedriger, weil die getroffenen Regelun­
gen von allen Beteiligten von vornherein akzeptiert werden. 

Einer der Nachteile der Konkordanzdemokratie besteht in der Möglichkeit 
häufiger Entsd1eidw'l.gsblockaden, nämlich in den nid1t unwahrscheinlichen 
Fällen, in denen sich nidl.t alle Vertreter der einzubeziehenden Interessen auf eine 
gemeinsrune Regelung einigen können. Als ein weiterer Nachteil gilt, dass die 
Zeitspanne und die Kosten der Entscheidungstindung in der Regel groß sind. Es 
kann im Extremfall, wenn Vetospieler sich hartnäckig der geforderten Einigw1g 
verweigern, zu einer "TyYannei der Minderheit" kommen, die die Entschei­
dungsprozesse verzögert oder gar lähml 

Wegen der Notwendigkeit der Einbeziehung sehr vieler divergenter Interes­
sen ist das Modernisienmgspotential konkordanzdemokratischer Verfahren un­
ter Umständen niedrig, da erst alle ihre Zustimmung erteilen müssen, bevor 
weilreichende gesellsd1aftliche Veränderungen realisiert werden können. Zudem 
verlagert sich in der Konl<ordanzdemokratie wegen der fortwährenden schwieri­
gen Altshandlungsprozesse das Feld der eigentlichen politischen Entscheidungen 
weg von der gesellschaftlichen Basis hin zu den Eliten, die an den jeweiligen 
Aushandlungsprozessen beteiligt sind. Ein Hauptvorteil dieses Entscheidungs­
typs liegt aber in jedem Falle darin, dass einmal getroffene Entscheidungen, auch 
wenn ihre Vorbereitung aufwendig und schwierig ist, Bestand haben und Stabili­
tät schaffen, da alle widltigen in1 Spiele befindlichen Interessen in den gefunde­
nen Lösungen repräsentiert sind. 

Konkurrenzdemokrnt:ie: Der immer wieder zitierte Hauptvorteil der Konkur­
renzdemokratie besteht zunächst darin, dass sie so gut wie immer stabile Regie­
nmgsbildtmgen erlaubt. Sie edeichtert auch den Machtwechsel und damit die 
Chru1cen limovativer Politil<. Die Zw·echnung der Verantwortungen für getroffe­
ne Entsd1eidungen ist übersid1tlich w1d eindeutig, so dass sich die Wähler und 
die Gesellschaft vergleid1sweise leid1t orientieren und illre eigenen Entscheidun-
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gen entsprechend ausrichten können. Zwischen den Wahlterminen verfügen 
Regienmgen in der Konkurrenzdemokratie zumeist über einen großen Spielraum 
für ihre Entscheidungen, und zwar auch dann, wenn sie wie etwa im britischen 
Regienmgssystem eigentlich keine Mehrheit der Gesellschaft repräsentieren. Aus 
diesem Gntnd besteht für sie aber auch das Risiko der "Tyrarmei der Mehrheit". 

Den Vorteilen stehen eindeutige und gravierende Nad1teile gegenüber. Zu 
ilmen gehören vor allem ihre Unfähigkeit, Gesellsd1aften, die in sozialer, konfes­
sioneller oder ethnisd1er Hinsicht hochgradig zerklüftet sind, politisch zu integ­
rieren. De.r Wechsel zwischen aufeinander folgenden Regierungen, die jeweils 
fast ohne Hindernisse ihr eigenes Politikprogramm realisieren können, kann zu 
einer Stop- and Go-Politik führen, die destabilisierende Folgen hat. In der ver­
gleichenden Politikanalyse zeigt sich zudem auch, dass Konkordanzdemokratien 
häufiger über eine ausgebaute Sozialstaatlichkeit verfügen als konkurrenzdemo­
kratisch regierte Länder. 

Der Vergleich macht deutlich, dass die Wahl zwischen dem einen oder an­
deren der hier diskutierten Demokratietypen den politischen Akteuren nicht 
völlig freigestellt ist. Sie hängt in der beschriebenen Weise vor allem davon an, ob 
die jeweilige Gesellschaft, deren politisches System zur Diskussion steht, ver­
gleichsweise homogen oder fragmentiert ist und welche Fairnessregeln in der 
politischen Kultur dieser Gesellschaft vorherrschen. Die Bilanz ist für beide De­
mokratietypen gemischt. Deutlich wird aber im Ganzen gesehen, dass die Kon­
kordanzdemokratie eher an der Vorstellung von Politik als einem Verständi­
gungsprozess orientiert ist, während die Konkurrenzdemokratie eher dem Poli­
tikmodell des Kampfes mit Sieg und Niederlage verhaftet bleibt. 
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14 Libertäre und Soziale Demokratie 

Für die praktische Politik ist die Unterscheidung zwischen libertärer und sozialer 
Demokratie von besonders weitreichender Bedeutung, weil sie die Reichweite 
und die Art der Verantwortung des Staates gegenüber seinen Bürgern betrifft. 
Beides sind Spielarten der liberalen, grundrechtsgestützten Demokratie. Der 
Gegensatz zwischen ilu1en erklärt zu einem beträchtlichen Teil auch die gegen­
wärtigen weltweiten Auseinandersetzungen in Wissensd1aft und Politik über die 
Gestalttrog der Globalisierung. Die Unterscheidung hat eine wissenschaftliche 
und eine politische Dimension. 

Libertäre Demokratie 
Im wissenschaftlichen Sinne ist die libertäre Demokratie dadurch gekennzeich­
net, dass in ihr zwar der Staat selbst demokratisch rechtsstaatlich verfasst ist, aber 
die Gestaltw1g der wirtsd1aftlid1en und sozialen Lebensverhältnisse weitgehend 
als Privatsphäre betrad1tet werden, die sich der politischen Intervention und 
Gestaltung entziehen sollten. Dem politisch verfassten Staat entspricht nach die­
sel· Vorstellung in einer Verfassung der Freilieit allein eine freie Marktwirtschaft 
verbunden mit freiem Privateigentum und der individuellen Eigenverantwor­
tung der Bürgerinnen und Bürger für ilu soziales und wirtschaftliches W ohlerge- . 
hen. Jeder weitergehende Gestaltw1gsanspruch des Staates wird als ein Übergriff 
in die Freiheitssphäre der Bürger verstanden, zu dem der Staat nicht ermächtigt 
sei. Was im politischen Leben die Bürgerrechte und die demokratische Aus­
wahlmöglichkeit sind, das sind dieser Vorstellung zufolge im gesellschaftlichen 
Leben die Eigentumsfreilieit, die Privatautonomie und der Markt. 

Libertäre Demokratie beschränkt sich auf die Deklaration der Formalgeltung 
der bürgerlid1en, politischen und kulturellen Grundrechte, blendet die Frage 
nach den gesellschaftlichen Bedingungen il1rer Realgeltung aber aus. Die Erfah­
rungen in allen Ländern, wo dieses Modell in den letzten beiden Jahrhunderten 
praktiziert worden ist, hat dasselbe Ergebnis gezeigt. Da die materiellen und 
persönlichen Voraussetzungen der Menschen höchst unterschiedliche sind, führt 
das Modell der libertären Demokratie in der Praxis zu einer Reilie problemati­
scher Ergebnisse: 

Erstens: In sozialer und ökonomischer Hinsicht resultieren aus ilir große Un­
gleichheiten der Handlungschancen und der sozialen Ressourcen der Menschen 
und hohe Armutsquoten, so dass die Bedingung gleicher sozialer und ökonomi-
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scher Rechte als Voraussetzung der demokratischen Bürgergleichheit verletzt 
werden. 

Zweitens: Ein mitunter großer Teil der Bevölkerung leidet infolge der Auswir­
kungen unterregulierter Märkte und unzureichender sozialer Sicherung an wirt­

schaftlicher und nachfolgend auch gesellschaftlicher Exklusion mit erheblichen 
Folgen sowohl für ilue sozialen und bürgerlichen wie aud1 für ilue politischen 
Bürgerrechte. 

Drittens: Libertäre Demokratie tendiert zu einer Elitedemokratie, in der die 
Gleichheit der Grundrechte im po~tischen, gesellschaftlichen und wirtschaftli­
chen Leben ignoriert und am Ende auch die demokratischen Teilhabered1te ein­
geschränkt werden. 

Viertens: Für die globale Arena geht libertäre Demokratie von der Position aus, 
dass die Dominanz des integrierten Weltmarktes gegenüber der demokratischen 
Entscheidungssouveränität ein Rationalitätsgewinn sei, da unter diesen Bedin­
gungen die Autonomie und Macht des Individuums als Nachfrager am Markt 
wachse und die Versuchung zu irrationaler politischer Marktintervention be­
sdmitten werde. 

Die Erfahrungen mit den weit reichenden Exklusionswirkungen der libertären 
Demokratie haben in den kapitalistischen Ländern Europas schon seit der Mitte 
des 19. Jaruhunderts zum Entwurf des Gegenmodells einer sozialen Demokratie 
geführt. Es wurde in Prozessen intensiver Wechselwirkung zwischen der Erarbei­
tung wissenschaftlicher Theorien und der sduittweisen Realisierung in der prak­
tischen Politik entfaltet. Als theoretische Meilensteine auf diesem Weg gelten die 
Arbeiten von Ferdinand Lassalle und Hermam1 Heller in Deutschland sowie 
Thomas H. Marshall in Großbritannien und Gustav Möller in Schweden. In den 
meisten europäischen Ländern wurden Elemente sozialer Demokratie Zug um 
Zug in dem Maße realisiert, wie die Demokratie selbst vollendet wurde, am wei­
testen gehend in den skandinavisd\en Ländern. 

Soziale Demokratie 
Konstituierendes Merkmal der sozialen Demokratie sind soziale und wirtschaftli­
che Grundrechte, die den Bürgern die Verfügung über die materiellen Mittel 
garantieren, derer sie bedürfen, um iluen bürgerlichen und politisd1en Grund-

l 
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rechten über die bloße rechtsfönnliche Formalgeltung hinaus soziale, wirtschaft­
liche und politische Realgeltung zu versd1affen. Auf diesem Wege soll soziale 
und politische Exklusion verhindert und damit der demokratische Anspruch 
gesellsd1aftlicher Handlungsfähigkeit und politischer Gleichheit in der tatsächli­
dlen Lebenswirklichkeit aller Bürger eingelöst werden. 

In ihrer Ausgestaltung und in ihren Ausmaßen unterscheidet sich die soziale 
Demokratie in den Modellen ihrer Befürworter. Ihre Gnmdzüge stimmen aber 
über all diese Differenzen hinweg überein. Für die politische Organisation des 
Staates stimmt das Konzept der sozialen Demokratie mit dem der libertären De­
mokratie überein: Eine pluralistisd1e, rechtsstaatliche Demokratie. In diesem 
Sinne sind beides Varianten der liberalen Demokratie. Soziale Demokratie unter­
sdleidet sich dann aber in drei wesentlichen Hinsichten von ihrem libertären 
Gegenspieler: 

Erstens: Die sozialen tmd wirtsd1aftlid1en Gnmdrechte gelten, wie es in den UN­
Gnmdrechtspakletl von 1966 vorgesehen ist, gleichrangi,g mit den bürgerlichen 
und politischen Gnmdrechten. In der Konsequenz dieser Ansätze sieht die Theo­
rie der Sozialet'\ Demokratie einen ihrer gnmdlegenden Ansatzpunkte in 71wmas 
H. Mnrshalls Theorie der sozialen Stantsbürgerred1te. Unter den Bedingungen 
marktkapitalistischer Wirtschaftsverfassung benötigen die meisten Staatsbürger 
zwingend garantierte soziale und wirtschaftliche Rechte, damit ihre bürgerlichen 
und politischen Rechte für sie überhaupt einen sozialen Gebrauchswert und eine 
politische Bedeutung erlangen können. Da diese Grundrechte die Legitimations­
gnmdlage der modernen Demokratie sind, ist der Anspruch der Demokratie 
prinzipiell infrage gestellt, weru1 nicht auch die sozialen Grundrechte uneinge­
schränkt gewährleistet werden. 

Zweitens: Der Staat als die politische Organisation der Gesellschaft ist verpflichtet, 
aud1 im wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben durch regulative und 
distributive Politiken für die Einlösung der sozialen und wirtschaftlichen Grund­
rechte zu sorgen sowie 01ancengleichheit und Gerechtigkeit zu gewährleisten. 
Die grundlegenden Lebenschancen der Menschet1 sind eine politische Verantwor­
tung des demokratischen Staates. 

Drittens: Der Staat der sozialen Demokratie ist ein universalistischer, gnmd­
rechtsgestützter Sozialstaat. Er ist verpflichtet, durch eine alle wesentlichen Le­
benstisiken der Mensd1en abdeckende soziale Sichenmg dafür zu sorgen, dass 
niemand in einen Zustand entwürdigender Abhängigkeit und Not gerät. Der 
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Schutz der Würde des Einzelnen erstreckt sich nicht nur auf die politische Rolle 
des Bürgers, sondern auch auf seine soziale Existenz als Mensch. Der Sozialstaat 
als Bürgerrecht sichert unter allen Umständen die private, soziale und politische 
Autonomie aller Bürger. Er gewährleistet das Prinzip der sozialen Bürgerschaft 
nicht nur im Hinblick auf die soziale Sid1erung, sondern gleid\ermaßen unter 
den Gesichtspunkten der sozialen Autonomie durch Mitbestimmung in Wirt­
schaft und Gesellschaft, in Betrieben, Unternehmen, Verwaltungen und Schulen. 
Eine Schlüsselrolle spielt im Konzept der sozialen Demokratie ein Bildungssys­
tem, das gleiche Olancen für alle unabhängig von der sozialen Stellw1g der El­
ternhäuser garantiert und als öffentliches Gut organisiert ist. 

Abbildung 1: Libertäre vs. Soziale Demokratie 

libertäre vs. Soziale 
Demokra!J.!1_ 

L1bertare Demokratie 

- Begrenzung der Demo­
kratie auf den pollti- · 
sehen Bereich 

- · Formalgeltung der 
Menschenr-echte 

- Gewährung negativer 
Freiheitsrechte 

+ 
L1bera le Demokratie 

- europäische Tradition 
des Iiberaiismus 

ten gerecht werdenden 
Verf~ssung (geregelte 
Teilhabe, Rechtsan­
spruch a'uf sÖziale.Si- ' 
cherung; gerechtig­
keitsorientierte Distri­
bution) 

negativen un~ positi" 
ven Freiheitsrechten in 
Formalgeltung und Re-

-. alwirk.!!_ng 
Quelle: Gombert, Tobias u.a.: Grundlagen der Sozialen Demokratie, Friedrich-Ebert­
Stiftung, Bonn 2008 

Viertens: Märkte müssen in der Form eines koordinierten Kapitalismus unter das 
Primat demokratischer Verantwortung gestellt werden. Soziale, gesellsd1aftliche 
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und ökologische Einbettung sowie die soziale Bindung des Privateigentums sol­
len den Vocrang der Grundi-echte aller vor den Privilegien einzelner sichern. 
Fünftens: Unter der Bedingung der wirtschaftlichen Globalisierung müssen durch 
eine Politik des global govemance die Voraussetzung zur Zurückerlangung de­
mokratischer Entscheidungssouveränität auf globaler Ebene und zur weltweiten 
Einbettung der Märkte in politische, ökologische und soziale Verantwortungs­
strukturen geschaffen werden. 

Der grundrechtsgestützte Sozialstaat 
Erfaltrung tu1d vergleid\ende Forschung haben gezeigt, dass Sozialstaatsregime 
nur i.n dem Ausmaß nachhaltig wirksam sein können, wie sie die zusätzlichen 
Bedingtmgen eines produktiven Beitrags zur ökonomischen Entwicklung ihrer 
Gesellschaft erfiillen. Sozialstaatsregime dürfen in der Symbiose mit der markt­
kapitalistischen Ökonomien ihre Eigenlogik nicht gegen die Märkte, sondern mit 
den Märkten entfalten. Dies allerdings lässt, wie die vergleichende Sozialstaats­
forschung gezeigt hat, einen sehr weiten Spielraum für unterschiedliche Modelle 
und unterschiedlichen Anspruchsniveaus sozialstaatlicher Sicherung. 

Maßgeblich ist das Prinzip einer Verringerung der durch den Marktkapita­
lismus erzeugten Unsicherheiten und Ausschließungen durch ein ausreichendes 
Maß an marktunabhängigen staatlichen Sicherheitsgarantien und Mitwirkungs­
chancen. Die Alt, die Höhe und die Handlungsbereiche der sozialstaatliehen 
Sicherheitsleisttmgen sich am Standard der Gewährleistung gleicher Grundrechte 
zu orientieren. Der UN-Grundrechtspnkt stellt zwar die daraus abgeleiteten sozia­
len w1d ökonomischen Grundrechte nicht als solche in das Ermessen der einzel­
nen Staaten, erklärt die Art und das Maß ihrer Gewährleistung aber zu Hand­
lungspflichten der Regierungen, deren Einlösung unvermeidlich auf die ökono­
mischen Ressourcen jeder Gesellschaft bezogen ist. Auch der Sozialstaat kann 
jenseits des ihm Möglichen nicht verpflichtet werden. Da es sich aber um unbe­
dingt geltende gleiche Grundrechte handelt, müssen die staatlichen Verpflich­
ttmgen zur Gewährleistung von sozialer Sicherheit, von Bildung, von Arbeits­
rechten und Sozialstandards, von Gesundheitsversorgung und von Erwerbsmög­
licllkeiten tmter allen Umständen in dem jeweils ökonomisch möglichen Maße 
erfüllt weiden. 

In diesem Sinne ist die gnu1drechtliche Verpflichtw1g zu Sozialstaatlichkeit 
tuliversell, die politiscl1e Entscheidung über Art und Ausmaß hingegen sind 
gebundene politische Ennessensentscl1eidw1gen. Auch die Art der Organisation 
sozialstaaUicl1er Sicherung ist eine politisd1e Entscheidungsfrage, deren Ant­
wortspieiJ·äume durch die jeweils gegebene Akteurskonstellation begrenzt und 
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strukturiert sind. Das Niveau sozialstaatlicher Sicherung ist dw·ch das Niveau 
des Bruttosozialprodukts, der Arbeitsproduktivität, durch die politiscl1en Kultu­
ren und durch die politische Akteurskonstellation jedes Landes mitbestimmt. 

Vergleich 
Soziale Demokratie und libertäre Demokratie sind zwei entgegen gesetzte politi­
sche Theorien und zwei konkurrierende praktisch politische Weg, die Tradition 
der Liberalen Demokratie unter den Bedingungen des modernen Marktkapita­
lismus fortzusetzen. Ihr Hauptunterschied besteht in der Rolle sozialer Bürger­
rechte. Während die libertäre Theorie diese fast gänzlich ignoriert, sind sie für die 
soziale Demokratie sowohl Bedingung demokratischer Legitimität wie Stabilität. 
Sie verpflichten den Staat dazu, die materiellen Bedingungen für die Realgeltung 
der Grundrechte allen Bürgern zu gewährle~sten und dementsprechend das Pri­
mat der Politik über die ökonomischen Prozesse und illre Folgen zu organisieren 
sowie eine Gestaltungsverantwortung für die sozialen Lebensbedingungen zu 
übernehmen. 

Aus der Sicht der maßgeblicl1en Kriterien für Soziale Demokratie, wie sie in 
der Theorie entfaltet und begründet werden, kann es sich bei der Gegenüberstel­
lung von libertärer w1d sozialer Demokratie nur um die Kontrastierung zweier 
Idealtypen handeln, denen die empiriscl1en Realtypen in der Wirklichkeit anzu­
treffender politischer Gemeinwesen in w1terschiedlichen Graden entsprechen. 

Liberale Demokratien, die nur die politischen und die kulturellen Grwld­
rechte als Handlungsverpflichtung für Regierungspolitik anerkermen, erfüllen 
das zentral charakterisierende Merkmal libertärer Demokratie auch dann, wexm 
sie im nicht verpflichtenden privaten Bereich solidarischer oder karitativer Hilfe 
für Bedürftige hohe Werte auswe.isen. Sie verfehlen nämlich in jedem Falle die 
Bedingung rechtlich gesicherter sozialer Bürgerschaft, die für die soziale Demo­
kratie konstitutiv ist. Im Rechtsanspruch auf eine die gesellschaftliche Inklusion 
und die sozialen Grundlagen der Anerkennung der personalen Würde sichernde 
staatliche Leistung gerade auch beim Eintreten der unterschiedlichen sozialen 
Risiken kommt der soziale Bürgerstatus zum Ausdruck. 

Für die Messung sozialer Demokratie kommt es vor allem darauf an, in wel­
chem Maße dieser Anspruch in der Praxis der staatlichen Leistungen auch tat­
sächlicll eingelöst wird. Er muss in den outcomes der einscluägigen Handlungsbe­
reiche seine empirische Bestätigung finden. Erst im Zusammenspiel zwischen 
dem Rechtsanspruch w1d der Art seiner praktischen Einlösung lassen sich den 
bestehenden Demokratien in einem quantifizierten Vergleich Faktorenwerte 
zuscltreiben. Der empirisd1e Vergleich zeigt dann freilid1 auch, in welcl1em Maße 



106 111. Typen modemer Demokrntie 

Regierungen sich in der Praxis tatsächlich in ausreichendem Maße an den prinzi­
piell anerkannten Rechtsverpflichtungen orientieren. 

Das Hauptargument der Theorie der Sozialen Demokratie für die konstituti­
ve Rolle sozialer und ökonomisd1er Grw1drechte ist neben ihrer anerkennungs­
politischen Zentralität vor allem in der Erwartung begründet, dass sie die p rivate, 
soziale und politische Autonomie aller Personen in allen Fällen des Eintritts sozi­
aler Risiken in hinreid1endem Maße schützen werden. Die drei Dimensionen 
gnmdrechtsgeschützter personaler Autonomie sind in der soziologischen Kate­
gorie der sozialen lnklusivität zusammengefasst. Garantierte soziale Inklusivität 
ist demz~ufolge die Grundfähigkeit sozialer Demokratien . Sie ist folglich als Auf­
rechterhaltwlg ausreichender Grundbedingungen privater, sozialer und politi­
scher Autonomie beim Eintreten beliebiger sozialer Risiken definiert. Inklusivität 
in diesem Sinne konkretisiert sich im Licht der Theorie der sozialen Demokratie 
vor allem in den Schlüsselbereichen die von den folgenden Indikatoren verglei­
chelld gemessen werden. 

Zw· Messung sozialer lnklusivität in diesem Sinne bi.ete.tl sich fünf Struktu­
ren der lnstitutionalisierung (1-5) und vier Dimensionen der inklusionsbezoge­
nen faktischen outcomes an(6-9): 

1. Die lnstitutiot~alis ierung der soz·ialen ur1d ökonomischen Gr1mdrechte (zu­
sätzlich zu de.t1 bürgerlichen w1d politisdlen) konstituiert den sozialen Bür­
gerstatus, der soziale Inklusion zum durchsetzbaren Bürgerrecht macht. 
Wegen seiner Zentralität wird dieser Indikator als ein Ausschließungskrite­
rium interpretiert, außer im Falle einer durch die empirischen outcomes in 
den Schlüsselbereichen erwiese.t1en Folgenlosigkeit. 

2. Der gnmdreclJtsgestii.tzte Sozialstaat ist die widltigste institutionelle Struk­
tur der faktischen Gewährleistung der aus den sozialen und ökonomischen 
Grundrechten folgenden Inklusionsgarantien. Die Grundrechtsbasierung 
vorausgesetzt, unterscheiden sich die untersuchten Sozialstaaten vor allem 
nach Maßgabe der Universalität und der Generosität der gewährten An­
spruchsrech te in den einzelnen Sichenmgsbel'ei.chen. Nach diesen Kriterien 
wird die Punktzuteilung gestuft. 

3. Sie Soziaalstnntquote misst als Annäherungswert das Ausmaß des staatli­
chen Engagements zur Sicherstellung der Realwirkung sozialer Grundrech­
te. 

4. Die Wirksan1keit eine!' Form kool'd'inierter Mark twirtschaft im Unterschied 
zum liberalen Marktsystem gilt nach den Begründungen der Theorie der So­
zialen Demokratie als eine entscheidende politökonomische Struktur zur 
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Umsetzung einer angemessenen Balance der sozialökonomisd1en w1d bür­
gerlich politisdlen Grundrechte. 

5. MitbestimmutJg im Betrieb und Unternehmen ist die für die Gewährleistung 
sozialer Autonomie der als Angestellte und Arbeiter tätigen Personen ent­
scheidende lnstitutionalisierungsform. 

6. Die Ann11ts-Quote gibt Auskunft darüber, wie groß der Bevölkerungsanteil 
ist, der aufgrund seines geringen Einkommens entweder von der Teilhabe 
an wesentlichen Dimensionen des gesellschaftlidlen, wirtschaftlichen und 
politischen Lebens weitgehend ausgeschlossen ist oder doch nur unter er­
schwerten und reduzierten Bedingungen teilnehmen kann. 

7. Die Soz iale Schichtung im BildrmgsSt;stem zeigt an, in welchem Maße sid1 
der soziale Status der Elternhäuser auf die Chancen und Erfolge der Heran­
wachsenden im Bildungssystem auswirkt. Das Bildungssystem ist daher ei­
ne der wichtigsten gesellsdlaftlichen Verteilungsagenturen für lebenslange 
Lebens- und Teilhabechancen, über die die Gesellsdlaft verfugt. Hohe sozia­
le Schidltw1gseffekte im Bildungssysten1 erzeugen eine hohe soziale Exklu­
sivitätswirkung. 

8. Die Erwerbsquote ist ein Maß für die Beteiligung am Erwerbsleben. Sie ist 
gleichzeitig ein Indikator für einen zentralen Bereich gesellschaftlidler Teil­
habe, sozialer Anerkennung und Selbstachtung sowie der Sid1erung perso­
naler Handlungsfähigkeit und Inklusion d urch den Erwerb eigenen Ein­
kommens 

9. Die Einkommet~sgleicltheit gibt Auskunft über einen Schlüsselfaktor für die 
Verteilung der Chancen zur Ausübung persönlicher Autonomie, in gewis­
sem Maße aber auch über für die Bedingung zur Teilhabe am gesellschaftli­
chen Leben w1d am politischen Prozess. 

Dabei zeigt der empirische Vergleich folgende Zusammenhänge. Die institutio­
nellen Indikatoren ökQnomische Grundrechte, universeller Sozialstaat und koor­
dinierte Marktwirtschaft kovariieren hochgradig positiv mit den für die Inklusion 
zentralen Outcome- Indikatoren einer niedrigen Armutsquote und einer relativ 
niedrigen Einkommensungleid1heit. Oie koordinierte Marktwirtschaft varüert 
positiv mit niedriger Armutsquote und niedriger Einkommensungleichheit, aber 
nidlt mit einer hohen Erwerbsquote, da auch in den unkoordinierten Marktwirt­
schaften die Erwerbsquote teilweise sehr hodl ist, allerdings um den Preis nidlt 
nur einer erhöhten Einkommensungleichheit, sondern auch einer deutlich größe­
ren Armutsquote. 
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Aus der Addition der Einzelergebnisse für die einzeb1en Dimensionen der 
sozialen Inklusion ergibt sich das Ranking der verglichenen Länder im Hinblick 
auf den Leitwert der sozialen hü<lusivität17, Die Abgrenzung zwischen den sozia­
len Demokratien und den libertären Demokratien folgt, wie sich zeigt, nicht nur 
aus dem Ausschließungskriterium der sozialen Bürgerschaft, sondern auch aus 
den empirischen Werten in den einzelnen Inklusionsdimensionen und im Falle 
Irlands ausschließlich aus der letzteren. Die deutlichen Unterschiede in den er­
zielten Gesamtwerten in Verbindung mit den resultierenden Stufungen legt die 
Dreiteilung in hoch-, mittel- und niedrig inklusive soziale Demokratien nahe. 

Tabelle 2: Ranking: Soziale Demolo:atie 

Hoch inklusive Soziale Demokratien 

1 Dänemark 24 
2 Schweden 24 

3 Finnland 22 
4 Norwegen 22 
5 Österreich 20 
6 Schweiz 20 
7 Niederlande 20 

Mittlere inklusive Soziale Demokratien 

8 Deutschland 16 
9 Frankreich 16 
10 Japan 14 

17 Dabei werden den einzelnen Ländern in den einzelnen Messdimensionen nach Maßgabe 
d~r Er~lung der Kriterien Zahlenwerte von 0 - 3 zugeordnet, die für alle 9 genannten 
Dunens1onen gesondert erhoben und dann addiert werden. Der Maximalwert beträgt 24 
Punkte, der theoretische Minimalwert 0 Punkte. Vergleiche dazu: TI1omas Meyer 2006: 
Praxis der Sozialen Demokratie, Wiesbaden, Kapitel 10. 
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Schwach inklusive Soziale Demokratien 

11 Italien 13 

12 Neuseeland 13 

13 Kanada 12 

14 Portugal 12 

15 Belgien 11 

16 Vereinigtes Königreich 11 

17 Australien 11 

18 Spanien 10 

Exklusive Demokratien (Libertäre Demokratien) 

I Irland 

Es entspricht den theoretisch begründeten Erwartungen, dass die skandinavi­
schen sowie eine Reihe kontinental europäischer Länder, die hohe Werte in den 
Bereichen der sozialen und politökonomischen Institution der sozialen Demokra­
tie aufweisen, auch- und zwar interessanterweise aru1ähernd proportional, hohe 
Werte bei den Outcomes gesellschaftlicher Inklusivität ausweisen, insbesondere 
in den Bereichen der Armutsvem1eidung und der sozialen Gleichheit. Die an­
scheinend vergleichbare Leistungsfähigkeit des mstitutionalisierungsbereichs 
wlkoordinierte Märkte erweist sich als prekär, das sie mit hohen Armutsraten 
einhergeht. Die im empirischen Vergleich äußerst niedrigen Werte für Irland z.B., 
begründen ernsthafte Zweifel daran und veranlassen wegen der niedrigen Inklu­
sionswerte in der empirischen outcome- Dimension die Qualifizierwtg des Lan­
des als libertäre D~mokratie, denn das letztentscheidende Kriterium kaxm aus 
theoretischer Sicht mtr die faktische Einlösw1g des sozialbürgerschaftliehen An­
spruchs garantierter sozialer Inklusion sein. 

Den Ergebnissen der Vergleichsw1tersuchtmg zur Folge handelt es sich bei 
der gax12 überwiegenden Zalu der einbezogenen Länder um soziale Demokratien, 
allerdings mit einer unerwarteten Spannweite ihres inklusiven Charakters. Diese 
legt eine Differenzierung innerhalb dieses Systemstyps nach dem Ausmaß del' 
Inklusivität nahe. Da die Rangskala verhältnismäßig kontinuierlich verläuft und 
nur kleine Sprünge aufweist, enthält die Grenzziehung unvermeidlich ein deutli­
ches Festlegungselement. 
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Ein weiteres Kriteriu.a1,. im Hinblick auf das sich die untersuchten sozialen 
Demokratien deutlich unterscheiden, ist das der Gleichheit. Aus theoretischer 
Sicht muss dabei der 0"1<mcenungleichheit im Bildtmgssystem das ausschlagge­
bende Gewicht zugemessen werden, da sie über die Teilhabechancen der betref­
fenden Personen in allen anderen gesellschaftlichen Teilbereichen maßgeblich 
mitentscheidet und dies in einem Alter, in dem sich die betroffenen Personen 
kaum dttrch besondere eigene Anstrengungen über die gegebenen Bedingungen 
hinwegsetzen können. Ein schlechter Vergleichswert in diesem Bereich führt 
dal"ler zu nachhaltigen Einschränkungen sozialer Demokratie. Ebenso wichtig 
sind die Werte im Bezug auf die Armutsquote einer Gesellschaft, da Armut die 
betroffenen Personen in erheblichem Maße in ihrer privaten, sozialen und politi­
schen Autonomie einschränkt und damit eine empfindliche und nachhaltige 
Form von Exklusionen herbeiführt. 

Defekte der libertären Demolcmtie 
Im Hinblick auf den von Dnhl konstatierten Widerspruch zwischen der auf politi­
scher Gleichheit beruhenden Legitimation der Demol<J:atie und der systemati­
schen Erzeugung politischer Ungleichheit durch ungleiche soziale Ressourcen­
verteilung im marktkapitalistischen System, stellt sich in demokratietheoretischer 
Sicht die Frage, ob die Existenz eines bloßen demokratischen Institutionen- Sys­
tems ohne eine annähernde Gleichverteilung der politischen Ressourcen der 
Bürger überhaupt als eine ko11solidierte Demokratie verteidigt werden kann oder 
die Merkmale einer defekten Demokratie erfüllt. Libertäre Demokratien gleichen 
einem bestimmten Typ defekter Demokratie18. Wie die defekte Demokratie erfül­
len sie zwar eine Reihe wesentlicher demokratischer Voraussetzungen, ci.ie sie 
nicht nur von autokratischen politischen Systemen unterscheiden, sondern auch 
die institutionellen Voraussetzungen fortschreitender Demokratisierung in sich 
bergen. Zugleich schließen sie aber faktisch, wie bestimmte Typen defekter De­
mokl"atien, große Gruppen von Bürgern von der Chance gleicher Einwirkungs­
möglichkeiten auf den politischen Entscheidungsprozess aus, auf denen der de­
mokratische Legitimationsanspruch beruht 

Nach der Matrix möglicher Defekte von Demokratien, die Wolfgang Merkel 
auf der Basis der empirischen Analyse von Transformationsprozessen in Osteu­
ropa und Südostasien e1·arbeitet hat, erfüllt die reine libertäre Demokratie, im 
Unterschied zur Sozialen Demokratie, die Maßstäbe einer konsolidierten Demo­
kratie mindestens in zwei wesentlichen Dimensionen nicht: 

•s Merkel2003 
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Erstens: Verletzt sein können in libertären Demokratien nach Maßgabe der Theo­
rie defekter Demokratien in unterschiedlichen Handlungsbereichen beide konsti­
tuierenden Elemente der rechtsstaatliehen Demokratie: der Red1tsstant und die 
Demokratie. Es mag dal"lin gestellt sein, unterhalb welche1· Schwelle der mangeln­
de Rechtsanspruch der Bürger auf soziale Sicherung die Nom1en des wuversellen 
Geltungsanspruchs der Grundrechte der Demokratie und damit die Standards 
der rechtsstaatliehen Demokratie selber verletzt. Die völlige Verweigerung sol­
cher sozialer Schutzrechte jedenfalls würde auch dann die Normen des Rechts­
staats verletzten, wenn im Übrigen in der betreffenden Gesellschaft ein Kultur 
der privaten Hilfeleistung eingebürgert wäre. Dies ist ein Demokratiedefekt in 
der Dimension Herrschaftsweise. 

Zweitens: Unter demokratietheoretischen Gesichtspunkten mag strittig sein, ob 
das Fehlen demokratischer Mitentscheidungsmöglichkeiten in den gesellschaftli­
chen Teilbereichen als ein Defekt der liberalen Demokratie selber zu werten ist. 
Jedenfalls lassen sich gute Gründe dafür anführen, eine solche Wertung dmu1 
vorzunehmen, werm die dort anstehenden gesellschaftlichen Entscheidungsmate­
rien als ihrer Natur nach politische Fragen charakterisiert werden können Wld 
die Akkumulation sozialer und politischer Einflussmacht auf den demokrati­
schen Prozess ermöglichen. Dies führt zu einem Defekt in der Dimension Herr­
schaftsmonopoL 

Jeder dieser beiden Defekte rechtfertigt es in Analogie zu Zaknrias Begriff der 
illiberalen Demokratie von unsozialer Demokratie als einer auf die materiellen 
Grw1drechte bezogenen spiegelbildlichen Version defekter Demokratie zu spre­
chent9. Sofern eine institutionalisierte Demokratie nicht ein1nal auf der Ebene der 
Gewährleistungsverpflichtung diejenigen Mittel für die Realgeltung der Gnmd­
rechte ihrer Bürger sicherstellt, die als Voraussetzungen für die gleichberechtigte 
Teilnahme aller a.m politischen Entscheidungsprozess angesehen werden müssen, 
erfüllt sie nicht den Anspruch einer konsolidie.rten Demokratie. Diese Konse­
quenz ist nach der Logik der Theorie der defekten Demokratie unabweisbar, die 
ja darauf gerichtet ist, im Bereich der realen Funktionslogik formell institutionali­
sierter Demokratien diejenigen Defizite aufzudecken, die in der Praxis ihren 
formalen Legitimationsanspruch in Frage stellen oder wesentlich verkürzen. 
Nach dieser Logik muss die Nichtgewährleistung der sozialen Voraussetzungen 
gleicher politischer Teilhabe, soweit sie in der Verfügungsmacht des politischen 

t9 Zakaria 1997 
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Systems selber liegt, als ein grundlegender Defekt der betroffenen Demokratie 
klassifiziert werden. 

Wi1·Jnmgen unsozialer DenwJ.:mtie 
Gerade das Beispiel der USA mit seinen erheblichen plutokratischen Einschrän­
kungen im Herrschaftszugang macht deutlich, dass die gegenwärtigen gebräuch­
Jid1en Indikatoren zur Messung des Demokratiegehalts politisd1er Systeme auch 
solchen institutionalisierten Demokratien Spitzenwerte zumessen können, die bei 
genauerer empirischer Analyse wesentliche strukturelle Ausschließungsmecha­
nismen für große Bevölkerungsteile der unteren sozio-ökonomischen Gesell­
schaftsklassen aufweisen. Daraus ergibt sich eine ganze Reihe von substanziellen 
demokratietheoretischen und -politisd1en Problemen. Defekte dieser Art haben 
aber für die Qualität der betreffenden Demokratien wesentliche Folgen, vor al­
lem: 

Erstens: Eine systematische Verzerrung im politischen Prozess der Artikulation 
und Durchsetzung gesellschaftlicher Interessen. 

Zweitens: Eine hohe Wahrscheinlidlkeit der systematischen Reproduktion der poli­
tischen Gleid1heitsdefizite auf der Input-Seite als Gleichheitsdefizite in den Poli­
tikresultaten der Output-Seite. 

Drittens: Die Verletzw1g der politischen Legitimationsbedingung staatsbürgerlicher 
Gleichheit. 
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15 Defekte und konsolidierte Demokratie 

Eine häufige Zwischenfonn 
Zwischen den vollständig undemokratischen politischen Regimen, den Auto!..Ta­
tien, und den vollendeten rechtsstaatliehen Demokratien gibt es einige Zwischen­
formen. Sie entstehen entweder im Übergang zur Demokratie oder infolge ilires 
Verfalls. Die defekten Demokratien sind dadurch gekennzeichnet, dass sie zwar 
mit der Einführung des allgemeinen gleichen Wahlrechts eine wichtige Grundla­
ge für die Demokratie gelegt haben, in anderen wid\tigen Hinsid1ten aber die 
demokratischen Normen nicht oder nur sehr unvollständig erfüllen, so dass ihr 
Demokratieanspruch im Ganzen in Frage gestellt ist. Defekte Demokratien ver­
dienen besondere Aufmerksamkeit, weil sie vordergründig als Demokratien 
erscheinen, aber auf n.id1t so leicht erkermbare Weise in der Praxis den eigenen 
Anspruch in wichtigen Hinsichten dann doch dementieren. Sie verlangen entwe­
der das zielstrebige Vorantreiben begonnener Demokratisierung oder die Ver­
hinderung voranschreitenden Demokratieabbaus. 

Defekte Demokratien sind in der Wirklichkeit der gegenwärtigen Welt sehr 
zahlreich w1d darum von großer Bedeutung. Sie können den Keim der vollstän­
digen Demokratisierung in sich enthalten, wenn ilire Defekte nur den Ausdruck 
des Beginns einer Entwicklung zur voll entfalteten Demokratie darstellen. Sie 
können aber auch das Ende einer bestehenden Demokratie einleiten, wenn sie 
aus dem Abbau vordem existierender demokratischer Regierungselemente resul­
tieren. Zum Verständnis des konzeptionellen Unterschieds zwischen defekten 
und konsolidierten Demokratien ist der Umstand von Bedeutung, dass es sich 
dabei nicht um die stets unvermeidliche Differenz zwischen dem Ideal der De­
mokratie und ihrer praktischen Realität ha11delt. Es geht vielmehr um die Mal·kie­
rung und die sorgfältige Begründung einer Schwelle, derer Unterschreitwlg den 
demokratische Anspruch in einer prinzipiellen und vermeidbaren Weise verfehlt. 

l 
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Arten von Defekten 
In der politischen Regierungspraxis sind nach der Systematik von Wolfgang Mer­
kel vor allem die folgenden fünf Defekte zu unterscheiden20: 

Erstens: Defekte im Herrsclmftszugang. Trotz des verfassungsmäßig garantierten 
und aktuell in Anspruch genommenen allgemeinen gleichen Wahlrechts können 
für bestimmte Gruppen von Bürgern schwer oder gar nicht zu überwindende 
Hinde.misse für die Teilnahme an der Wahl und anderen Teilen des politischen 
Prozesses bestehen. Das ist beispielsweise dann der Fall, wenn in entlegenen 
Gegenden des Landes der Weg zur Wahlurne kaum möglich ist, oder weru1 bei 
der Regisb.ierung zur Wahl Ausschlüsse oder Einschüchterungen praktiziert 
werden, oder wenn Frauen durdt sozialen Druck oder durch Drohungen von der 
Wahlteih1al1me abgehalten werden oder wem1 das Walllgeheimnis faktisch ver­
letzt wird, so dass im Falle einer w1liebsamen Stimmabgabe dem betreffenden 
Wähler Sanktionen drohen. 

Zweitens: Defekte im Herrscltaftsanspruch. Die rechtsstaatliehen Grenzen der poli­
tischen Machtausübung können zwar in der Verfassung und im öffentlich erho­
benen Anspruch der politischen Autoritäten anerkannt sein, aber deimoch in der 
Praxis der Machtausübung beständig und folgenreich verletzt werden. Das ist 
zum Beispiel daru1 der Fall, wenn Gruppen das Recht auf Versammlungsfreiheit, 
Mei.I1w1gsfreiheit, Verei.IlSfreiheit und gemeinsames Handeln durch Drohung 
oder Repressalien verwehrt wird, oder werm Medien und Journalisten, die für 
freie Informatio11en sorgen wollen, illegale oder legalisierte Formen von Sartktio­
nen angedroht werden. Es ist erst recht dann der Fall, werm oppositionelle Par­
teien in ihren Wirkungsmöglichkeiten behirldert und ihre Anhänger verfolgt 
werden. 

Drittens: Defekte im Herrschaflsmonopol. Alle politisch zu regelnden Angelegen­
heiten n1üssen irl einer konsolidierten Demokratie allein durch demokratisch 
legitimierte Autoritäten entschieden und geregelt werden. Es ist ein Bruch der 
demokratischen Legitimität, weru1 machtvolle Veto-Gruppen, sei es das Militär, 
sei es wirtschaftliche Mad1t, seien es einflussreiche Clans außerhalb der Kontrolle 
der demokratischen Mad1t handeln können und in bestimmten Bereichen des 
gesellschaftlichen Lebens selbst zur obersten Autorität werden. 

20 Merkei/Croissa11t 2003 
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Viertens: Defekte In der Herrsdtaftsstruktur. Die Herrschaftsstruktur der Demokra­
tie muss pluralistisch sein. Einschränkungen am Pluralismus, die nicht durch den 
Schutz der Rechtsstaatlichkeit bedingt sirld, verletzen daher die Regeln der de­
mokratischen Legitimität. Der Aussduuss bestimmter Interessen aus dem politi­
schen Willensbildungsprozess, soweit sie nicht selbst die demokratischen Nor­
men verletzen, wide!spricht der Demokratie. 

Fiinftens: Defekte irl der Herrschafts-weise. Die demokratische Herrschaftsweise 
muss streng rechtsstaatlich sein. Verletzungen der MeilSchenrechte, Einschrän­
kungen der Geltwlg des Rechts und des gerichtlichen Rechtsauslegw1gsmono­
polsverletzen darum demokratische Grund werte. 

In ihrem Zusammenspiel können diese unterschiedlichen Defekte der Demokra­
tie weitreichende Wirkungen haben. Sie können trotz fortbestehenden allgemei­
nen und gleichen Wahlrechts die demokratisd1e Substanz am Ende ganz irl Frage 
stellen. Alle diese Defekte beziel1en sid1 zunächst auf Einschrän.ktmgen demokra­
tischer FWlktion auf der Ebene des liberal-demokratischen Institutionen- Systems 
selbst. Sie kennzeidmet den Typ der illiberalen Demokratie, in der mit dem allge­
meirlen, gleichen Stimmrecht zwar eirle wichtige Grundbedingung der Demokra­
tie erfüllt ist, nicht aber der liberale Rallmen, irl dem sich seirl demokratisches 
Potential erst praktisch entfalten kann2t. 

Soziale Defe/...ie 
Es liegt aber auf der Hand, dass etwa Defekte im Herrschaftszugang, im Herr­
schaftsmonopol oder in der Herrschaftsstruktur irl hohem Maße auch auf sozio­
strukturelle Ursachen zurückgehen können. Diesen Zusammenhang fokussiert 
Gu!1lenno O'Donnell in seiner Kategorie einer bloß delegativen Demokratie, die fak­
tisch unter Ausschluss der Unterschichten, also der Gruppen, die in besonders 
hohem Maße von sozio- strukturellen Ausschlüssen oder Risiken betroffen sind, 
stattfindet22. 

21 Za.karia 1997 
22 O'Doru\ell1994 
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